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Die Gemeinsame Versorgungskasse für  

Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangeli-

schen Kirche im Rheinland, der Evangelischen  

Kirche von Westfalen und der Lippischen 

Landeskirche ist durch die Notverordnungen 

dieser Landeskirchen vom 26. August, 7. und  

10. Oktober 1971 errichtet worden. Allerdings 

hat die Kasse ihre Tätigkeit mit der Konstitu-

ierung des geschäftsführenden Ausschusses 

bereits am 4. Mai 1970 aufgenommen.

Der Landtag von Nordrhein-Westfalen hat 

mit Gesetz vom 16. Juli 1971 (GV. NW. 1971  

S. 194) der Gemeinsamen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte die Rechte  

einer Anstalt des öffentlichen Rechts  

verliehen. Sitz der Kasse ist Dortmund.

Die Versorgungskasse unterliegt der Aufsicht 

der Leitungen der Evangelischen Kirche im 

Rheinland (EKiR), der Evangelischen Kirche 

von Westfalen (EKvW) und der Lippischen 

Landeskirche (LLK). Das Ministerium für Ar-

beit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur 

und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen 

führt die allgemeine staatliche Aufsicht. Die 

Kasse unterliegt nicht der Aufsicht nach dem 

Versicherungsaufsichtsgesetz.

Aufgabe der Kasse ist es, die Erfüllung der 

Versorgungsansprüche zu sichern, die Pfar-

rerinnen, Pfarrern, Predigerinnen, Predigern, 

Pastorinnen und Pastoren im Hilfsdienst,  

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 

sowie deren Hinterbliebenen kraft Gesetzes 

oder aufgrund besonderer, nach Maßgabe  

des kirchlichen Versorgungsrechts getroffener 

Vereinbarungen gegen die Landeskirchen  

zustehen. Hierzu gehört auch der Anspruch 

auf Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und  

Todesfällen für die Aktiven und die  

Versorgungsempfänger.

Die Kasse ist Mitglied der Arbeitsgemein-

schaft kommunale und kirchliche Altersver-

sorgung (AKA).

Maßgebend ist die Satzung der Kasse vom  

1. Januar 1972 unter Berücksichtigung der  

1. bis 21. Änderung. 



Im Geschäftsjahr hat der Verwaltungsrat 

der VKPB den Kirchenleitungen der Evangeli-

schen Kirche im Rheinland, der Evangelischen 

Kirche von Westfalen und der Lippischen  

Landeskirche empfohlen, die 21. Änderung 

der Satzung zu beschließen.

Bestandteil der Satzungsänderung sind  

neben redaktionellen Überarbeitungen auch 

kleinere Veränderungen bei den Regelun-

gen für Vorstand und Verwaltungsrat. Im 

Bereich der Beihilfe wurden Anpassungen  

vorgenommen, die es den Landeskirchen  

ermöglichen, künftig auch die Beihilfen für 

aktive Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amte durch die Kasse bearbeiten zu lassen.  

Darüber hinaus wurden die Möglichkei-

ten von Vorruhestandsregelungen für die  

Kirchenbeamten offener gefasst, sodass durch 

die Landeskirchen mehrere Szenarien abge-

bildet werden können. Weitere Überarbei-

tungen betreffen die Festsetzungen und die 

Erteilung von Versorgungsauskünften sowie 

die Festsetzung von Ermessensentscheidun-

gen, die die Landeskirchen allesamt zukünftig 

auf die Kasse übertragen können. In diesem  

Zusammenhang wurde der Bereich der 

Rechtsbehelfe neu strukturiert. Zudem wur-

den im Rahmen der Finanzierung, insbeson-

dere bei der Berechnung des Gesamtsiche-

rungsbeitrages, Anpassungen vorgenommen.

Änderung der  
Satzung

6

VKB P > GESC HÄFTSB ER IC HT 2025 > RECHTLICH E GRU N DLAGEN



VKPB > 
GESC HÄFTSB ER IC HT 2025 > 
DAS GESCHÄFTSJAH R 2025 

Auf einen Blick 	 8

Vorwort des Vorstandes 	 9

Vorwort des Verwaltungsrates	 11



Auf einen  
Blick

2025 2024

Angemeldete Personen Anzahl 2.757 3.021

Beiträge und Erstattungen T€ 171.824 157.813

Versorgungssicherungsbeitrag T€ 0 51.993

Versorgungsfälle Anzahl 5.121 5.017

Versorgungsleistungen T€ 280.659 234.973

Beihilfefälle Anzahl 50.632 46.532

Beihilfeleistungen T€ 56.858 56.271

2025 2024

Kapitalanlagen T€ 4.954.005 4.781.768

Ergebnis aus Kapitalanlagen T€ 231.279 176.220

Nettoverzinsung % 4,74 3,74

laufende Durchschnittsverzinsung % 3,98 2,97

2025 2024

Deckungsrückstellung T€ 5.970.227 5.969.114

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag T€ 1.702.221 1.747.258

Jahresfehlbetrag / Jahresüberschuss T€ 45.038 −30.587

Versorgungsgeschäft

Vermögensentwicklung

Deckungsrückstellung und Eigenkapital
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Vorwort 
des Vorstandes

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit dem Verlauf des Geschäftsjahres 2025 

sind wir zufrieden. Dies umso mehr in ei-

ner Welt mit zunehmenden geopolitischen 

Spannungen und einer Zeit, da vielerorts 

die Geschäftsmodelle unter Druck gera-

ten und die Schwierigkeiten in vielen Teilen 

der Wirtschaft zunehmen. Mit Blick auf die 

für uns wichtigen internationalen Kapital-

märkte mag es angesichts der turbulenten 

Nachrichtenlage vielleicht überraschen, dass 

wir 2025 wieder ein gutes Jahr verbuchen 

dürfen. 2025 sind die Aktienmärkte welt-

weit erneut überdurchschnittlich gestiegen.  

Anders als in den Jahren zuvor jedoch nicht 

vorwiegend aus Entwicklungen, die auf die 

USA und künstliche Intelligenz zurückge-

hen. Vielmehr zeigten andere Teile der Welt,  

erfreulicherweise auch Europa, überpropor-

tionale gute Wertentwicklungen. Das Zinsni-

veau ist nochmals angestiegen, was aktuell 

zwar eher belastet, mittelfristig aber unsere 

Ertragskraft weiter stärkt. Immobilien zeigen 

nach schwierigen Jahren wieder einen vor-

sichtigen Aufwärtstrend. Insgesamt konnten 

wir so eine Nettoverzinsung von 4,74 % erzie-

len und darüber hinaus eine Zunahme unse-

rer Bewertungsreserven verzeichnen. Diese 

stützen unser Bemühen, auch in turbulenten 

Zeiten einen attraktiven und stabilen Ver-

mögensertrag darzustellen. Auf der Passiv-

seite blieben belastende Sondereffekte aus, 

sodass wir Ihnen einen Jahresüberschuss in 

Höhe von 45 Mio. € präsentieren können.

Wir freuen uns über dieses gute Ergebnis 

im Bewusstsein, dass dieses ohne die ver-

lässliche Begleitung unserer Landeskirchen 

nicht möglich gewesen wäre. Ihre hohen 

Sicherungsbeiträge tragen dazu bei, den  

Deckungsgrad kontinuierlich zu steigern. Am 

Jahresende 2025 betrug der Deckungsgrad 

71,5 %.

Neben den finanziellen Erfolgen war das 

Geschäftsjahr 2025 von Aufgabenerwei-

terungen geprägt. Die drei angeschlosse-

nen Landeskirchen haben die Festsetzung 

der Versorgung an die Kasse übertragen. 

Und seit Juli werden die Beihilfen der aktiv  

>
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beschäftigten Pfarrer und Kirchenbeamten 

der Evangelischen Kirche im Rheinland nun 

auch bei der Kasse bearbeitet. Anders als die 

Beihilfen aller anderen Beihilfeberechtigten 

der drei Landeskirchen wurden diese davor 

noch woanders abgerechnet. Über die da-

rin zum Ausdruck gebrachte Anerkennung 

unserer Leistung freuen wir uns.

Einen wesentlichen Beitrag zum Geschäfts-

erfolg leisten unsere Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter mit ihrem engagierten und  

verantwortungsbewussten Einsatz. Ihnen 

gilt unser besonderer Dank ebenso wie der 

Mitarbeitervertretung für die vertrauensvolle 

Zusammenarbeit.

Dortmund, 11. Mai 2026

Hans-Rudolf von Campenhausen

Vorstand

Dr. Wolfram Gerdes

Vorstand
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Welt ist in Unruhe, Menschen sind ver-

unsichert. Beispiele dafür lassen sich zahl-

reich aufzählen. Auch in unseren Kirchen sind 

Sorge und Unruhe spürbar. Sinkende Mitglie-

derzahlen und die Frage, wie mit knapperen 

Haushaltsmitteln Kirche gestaltet werden 

kann, treiben uns um. Da ist es beruhigend, 

auf einen Hort der Stabilität zu treffen. Die 

VKPB hat seit Jahren mit guten Ergebnissen 

zur Entlastung der Kirchen beigetragen. Und 

im Berichtsjahr 2025 wurde erneut eine  

solide Nettoverzinsung von 4,74 % erzielt. Die  

Bewertungsreserven, welche die Kasse vor  

Kapitalmarktschwankungen schützen, sind 

auf 701 Mio. € gestiegen.

Damit kommen wir unserem Ziel näher,  

Altersversorgung und Beihilfe unserer Pfarrer 

und Kirchenbeamten generationengerecht 

zu finanzieren. Mit einem Deckungsgrad der 

Versorgung von 71,5 % und 589 Mio. € Rück-

lagen für die Beihilfen wurde bis heute viel 

erreicht. Würde man die Beihilferücklagen 

der Versorgung zuschlagen, betrüge deren  

Deckungsgrad sogar 81,4 %. Die Zahlen  

zeigen allerdings auch, dass trotz aller  

Fortschritte viel zu tun bleibt und die Landes-

kirchen mit ihren Vorsorgeanstrengungen 

nicht nachlassen dürfen.

Die VKPB ist nicht nur Kapitalanleger, sondern 

auch ansonsten ein wichtiger Dienstleister 

für die Landeskirchen. Seit Juli bearbeitet die 

Kasse die Beihilfen für die aktiven Pfarrer und 

Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche im 

Rheinland. Diese wurden zuvor an anderer 

Stelle bearbeitet. Nun werden alle Beihilfe-

berechtigten der drei Landeskirchen von den 

Mitarbeitenden der VKPB betreut. Ebenfalls 

neu seit 2025 ist, dass alle drei Landeskirchen 

die Festsetzungen der Versorgung an die VKPB 

übertragen haben, um sich in der Verwaltung 

zu entlasten.

Die VKPB hat sich über viele Jahre als verläss-

licher Partner der Landeskirchen erwiesen. 

Das ist ein Verdienst der Menschen, die dort 

arbeiten. Im Namen des Verwaltungsrates 

danke ich allen Mitarbeitenden, die mit ihrer 

Kompetenz und Einsatzfreude dazu beigetra-

gen haben.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr

Henning Boecker

Vorsitzender des Verwaltungsrates

Vorwort des 
Verwaltungsrates
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Versorgungsgeschäft

Personenbezogenes Beitragssystem

Zum 31. Dezember 2025 wurden für 2.757 

(VJ: 3.021) Personen Beiträge erhoben. Die 

Anzahl der Aktiven ist gegenüber dem Vorjahr 

um 264 geringer. Abgänge von in den Ruhe-

stand überführten oder im aktiven Dienst ver-

storbenen Personen sowie Entlassungen sind 

berücksichtigt. Zugänge resultieren aus neu 

in den pfarramtlichen Dienst übernommenen 

Personen und aus Berufungen in ein Kirchen-

beamtenverhältnis. Die hohen Abgänge im 

Bereich der Landeskirche im Rheinland sind 

dadurch beeinflusst, dass die Lehrerinnen 

und Lehrer an rheinland-pfälzischen Schulen 

zum 31. Juli 2025 an das Land Rheinland-Pfalz 

abgegeben worden sind.

Pfarrerinnen und Pfarrer stellen mit 2.471 

Personen den größten Teilbestand. Außerdem 

sind 286 Kirchenbeamtinnen und Kirchen-

beamte angemeldet. 77,95 % der 2.757 Akti-

ven stehen in einem vollen Dienstverhältnis, 

21,55 % in einem Teilzeitdienstverhältnis und 

0,5 % befinden sich in Altersteildienst.

Das Durchschnittsalter des Personenbestan-

des betrug 55,8 Jahre und steigt kontinuier-

lich an (55,5 Jahre im Jahr 2024, vor 5 Jah-

ren noch 54,8 Jahre). Dabei sind die Männer 

mit 56,8 Jahren knapp 2,3 Jahre älter als die 

Frauen mit 54,5 Jahren. Die Altersstruktur der  

gemeldeten Personen zeigt die Grafik auf der 

nächsten Seite.

Seit dem Jahr 2023 wird ein Gesamtsiche-

rungsbeitrag erhoben, welcher 27 % des 

im perspektivischen Gutachten zugrunde 

gelegten Kirchensteueraufkommens aller 

drei Landeskirchen beträgt. Dieser löste die 

bisherigen Finanzierungskomponenten ab 

bzw. integriert diese. Aus dem Gesamtsiche-

rungsbeitrag werden die im Geschäftsjahr 

gezahlten versorgungsbezogenen und bei-

hilfebezogenen Komponenten und der Ver-

sorgungssicherungsbeitrag geleistet. Weil 

die Landeskirchen den Deckungsgrad der Ver-

sorgung zunächst bei 70 % belassen wollen, 

verbleibt ein Restbetrag, welcher der Beihilfe-

sicherung zugeführt wird. Nach aktueller Be-

schlusslage soll dieser Restbetrag mindestens 

2 Prozentpunkte des Gesamtsicherungsbei-

trags betragen.

Die versorgungsbezogene Komponente und 

der Versorgungssicherungsbeitrag führen zu 

einem Kapitalaufbau. Die beihilfebezogene 

Komponente ist eine Umlage, die jährlich an 

die Beihilfeausgaben der Versorgungsemp-

fänger angepasst wird. Alle drei sind ergeb-

niswirksam. Die Beihilfesicherung wird als 

Verbindlichkeit gegenüber den Landeskirchen 

bilanziert, sodass dieser Zufluss ergebnisneu-

tral ist. Das so angesparte Vermögen soll in 

der Zukunft eingesetzt werden, um die stei-

genden Beihilfeaufwendungen, die derzeit 

noch über eine Umlage finanziert werden, 

abzufedern.

Der personenbezogene Beitrag beträgt im Be-

richtsjahr für die versorgungsbezogene Kom-

ponente 48 % für Pfarrerinnen und Pfarrer der 

Ev. Kirche von Westfalen und der Lippischen 

Landeskirche und 42 % für Pfarrerinnen und 

Pfarrer der Ev. Kirche im Rheinland in der  

Besoldungsordnung A. Dabei wird mindes-

tens die Endstufe A 13 als Beitragsbasis  

herangezogen. Für Pfarrerinnen und Pfarrer in 

einer Besoldungsgruppe der Besoldungsord-

nung B sowie für Kirchenbeamtinnen und Kir-

chenbeamte beträgt der Beitragssatz 53 % für 

den Bereich der Ev. Kirche von Westfalen und 

der Lippischen Landeskirche und 49 % für den 

Bereich der Ev. Kirche im Rheinland. Bei Teil-

zeitbeschäftigung ist auf das Teilzeitentgelt 

abzustellen. Für Zugänge ab dem vollendeten 

36. Lebensjahr werden altersabhängige Zu-

schläge erhoben.

Die beihilfebezogene Komponente beträgt 

im Geschäftsjahr 2025 25 % der Besoldung  

(VJ: 21 %).
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Angemeldete Personen  

nach Landeskirchen
2025 2024 Veränderung

Anteil 

je Landeskirche

Anzahl Anzahl Anzahl  % %

Rheinland 1.436 1.609 −173 −10,8 52,1

Westfalen 1.181 1.267 −86 −6,8 42,8

Lippe 94 96 −2 −5,9 3,4

Ev. H. 45 48 −3 −2,8 1,6

UEK 1 1 0 0 0,04

Gesamt 2.757 3.021 −264 −8,7

Altersschichtung der aktiven Personen

  gesamt männlich      gesamt weiblich

200 200160 160120 12080 8040 400 0

>
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Erstattungen von 
Versorgungsleistungen

Erhält eine Landeskirche Versorgungsleistun-

gen für ihre Versorgungsempfänger von Drit-

ten, so sind diese an die Kasse abzuführen, 

soweit aus deren Mitteln Versorgungsleis-

tungen an die betroffenen Versorgungsemp-

fänger gezahlt werden. Erstattungen erfolgen 

im Wesentlichen für die Bereiche Ostpfarrer/ 

-innen, Auslandspfarrer/-innen und Militär-

pfarrer/-innen.

Versorgungsfälle

Die Gesamtzahl der Versorgungsfälle ist im 

Jahr 2025 von 5.017 auf 5.121 angewachsen. 

Die genaue Gliederung der Versorgungsfäl-

le zeigt die untenstehende Tabelle. Neben  

diesen 5.121 Versorgungsfällen werden noch 

15 (VJ: 19) Erstattungsfälle abgerechnet.

2025 2024 Veränderung

Versorgungsart Anzahl Anzahl Anzahl  %

Ruhestand 3.760 3.650 110 3,0

Rheinland 1.970 1.903 67 3,5

Westfalen 1.676 1.636 40 2,4

Lippe 114 111 3 2,7

Hinterbliebene (einschl. Waisen) 1.361 1.367 −6 −0,4

Rheinland 694 705 −11 −1,6

Westfalen 625 620 5 0,8

Lippe 42 42 0 0

Gesamt 5.121 5.017 104 2,1

>
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Versorgungsfälle nach Versorgungsart und Landeskirchen



Laufzeit und Aufwendungen  
eines Versorgungsfalles

2025 2024 2023

Versorgungsart Jahre Jahre Jahre

Ruhegehaltsempfänger/-in 21,2 21,8 23,4

Hinterbliebene (ohne Waisen) 17,5 18,2 15,4

Die durchschnittliche Laufzeit eines 

Versorgungsfalles in Jahren betrug:

2025 2024 2023

Versorgungsart € € €

Ruhegehaltsempfänger/-in 50.423 48.398 47.288

Hinterbliebene (ohne Waisen) 28.334 27.968 27.333

Die durchschnittliche Höhe der jährlichen 

Pro-Kopf-Aufwendungen in € betrug:

2025 2024 2023

Versorgungsart Jahre Jahre Jahre

Ruhegehaltsempfänger/-in 82,8 83,5 85,0

Hinterbliebene (ohne Waisen) 86,8 89,6 90,5

Das Durchschnittsalter bei Eintritt des 

Todesfalles betrug:

Durchschnittsalter bei Eintritt 
des Todesfalles

>
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Altersschichtung der am 31.12.2025 im Bestand vorhandenen Versorgungsempfänger/-innen

Alter in JahrenMänner Frauen

0 700 800100 600200 500300 400400 300500 200600 100700800 0

  Ruhegehalt      Witwe/-r     Halbwaise      Vollwaise

Die Altersschichtung der Versorgungsempfän-

ger zeigt die folgende Grafik auf. Sie verdeut-

licht die hohe Lebenserwartung bei unseren 

Versorgungsempfängern. Das Durchschnitts-

alter aller Versorgungsempfänger liegt bei 

75,3 Jahren (VJ: 75,3 Jahre) und ist damit 

gleichgeblieben.
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Rentenerhöhung

Zum 1. Juli 2025 wurden die Renten der ge-

setzlichen Rentenversicherungen um 3,74 v. H.  

erhöht

Anpassung der Versorgungsbezüge

Versorgungsberechtigte der  

Evangelischen Kirche von Westfalen  

und der Lippischen Landeskirche

Für Versorgungsberechtigte der Evangelischen 

Kirche von Westfalen und der Lippischen 

Landeskirche gelten die Tabellen des Landes 

Nordrhein-Westfalen. Nach dem »Gesetz zur 

Anpassung der Dienst- und Versorgungs-

bezüge in den Jahren 2024 und 2025 sowie 

der Änderung weiterer dienstrechtlicher  

Vorschriften im Land NRW« vom 10.10.2024 

erfolgte eine Erhöhung der Grundgehälter um 

200 € sowie der Zulagen um 4,76 v. H. zum 

01.11.2024 sowie eine Besoldungsanpassung 

zum 01.02.2025 um 5,5 v. H.

Durch die Neuregelung des Familienzuschlags 

(Abhängigkeit von der Mietenstufe) können die 

neuen Beträge des Familienzuschlags ab dem 

dritten Kind ab dem 01.01.2024 niedriger sein 

als vorher. Falls der Kinderanteil im Familien-

zuschlag tatsächlich geringer ist, steht gemäß  

§ 91b Landesbesoldungsgesetz NRW eine Aus-

gleichszulage zu. Diese bemisst sich nach dem 

Unterschiedsbetrag zwischen dem Familien-

zuschlag am 31.12.2023 und am 01.01.2024. 

Auch der Familienzuschlag der Stufe 1 wird 

dabei berücksichtigt, falls er Ihnen zusteht. Die 

Ausgleichszulage wird bei jeder gesetzlichen 

Erhöhung des Familienzuschlags um den Erhö-

hungsbetrag reduziert. Das bedeutet, dass sich 

die Ausgleichszulage erstmals am 01.11.2024 

und dann am 01.02.2025 verringert hat. 

Versorgungsberechtigte der  

Evangelischen Kirche im Rheinland

Für Versorgungsberechtigte der Evangeli-

schen Kirche im Rheinland (mit Ausnahme 

der ehemaligen Lehrkräfte in Rheinland-Pfalz 

und deren Hinterbliebenen) gelten seit dem 

01.04.2020 die Bundesbesoldungstabellen 

mit einem Bemessungssatz von 95 v. H. Bei 

der Umstellung wurde gewährleistet, dass nie-

mandem ein Nachteil entsteht. Hierzu wird er-

gänzend eine Systemzulage und ggf. eine Aus-

gleichszulage gezahlt. 

Mit der Verordnung über die Höhe der  

Systemzulage hat die Kirchenleitung das  

»Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Ver-

sorgungsbezüge in den Jahren 2024 und 2025 

sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 

Vorschriften im Land NRW« im Zeitraum vom 

01.11.2024 bis zum 30.04.2025 im kirchlichen  

Interesse von der Anwendung ausgeschlos-

sen. Zum 01.05.2025 wurden die Systemzula-

gen entsprechend zur Auszahlung gebracht. 

Bei den Tarifverhandlungen im öffentlichen 

Dienst wurden am 06.04.2025 Erhöhungen 

in Höhe von 3,0 v. H. rückwirkend ab dem 

01.04.2025 und eine Erhöhung um 2,8 v. H. 

zum 01.05.2026 beschlossen. Diese Ergebnisse 

sollen auch für die Beamten und Versorgungs-

empfänger übernommen werden. Die Bun-

desregierung hat in der Kabinettsitzung am 

03.09.2025 beschlossen, Abschlagszahlungen 

an Besoldungs- und Versorgungsberechtigte 

des Bundes im Vorgriff auf die besoldungs- 

und versorgungsrechtliche Übertragung des 

Tarifergebnisses 2025/2026 zu leisten. Die 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche im 

Rheinland hat sich dieser Regelung ange-

schlossen. Aus technischen Gründen wurde 

im Monat Dezember 2025 die Abschlagszah-

lung rückwirkend ab Mai 2025 und im Monat  

Januar 2026 die Zahlung für den Monat  

April 2025 vorgenommen. Die Abschlagszah-

lung steht unter dem Vorbehalt einer späteren 

gesetzlichen Regelung. 

Für Versorgungsberechtigte der Evangelischen 

Kirche im Rheinland als ehemalige Lehrkräfte 

an Schulen in Rheinland-Pfalz und deren Hin-

terbliebene gelten die Tabellen des Landes 

Rheinland-Pfalz. 

Die Anpassungen des Landes gemäß An-

passungsgesetz 2024/2025 vom 03.05.2024 

wurden übernommen. Zum 01.11.2024 er-

folgte eine Erhöhung der Grundgehälter um  

200 € sowie der Zulagen um 4,76 v. H. und  

zum 01.02.2025 erfolgte eine Besoldungsan-

passung um 5,5 v. H.
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Versorgungsberechtigte der Union  

Evangelischer Kirchen (UEK)

Für Versorgungsberechtigte der UEK gelten 

die Tabellen des Bundes. Bei den Tarifverhand-

lungen im öffentlichen Dienst wurden am 

06.04.2025 Erhöhungen in Höhe von 3,0 v. H. 

rückwirkend ab dem 01.04.2025 und eine Er-

höhung um 2,8 v. H. zum 01.05.2026 beschlos-

sen. Diese Ergebnisse sollen auch für die Beam-

ten und Versorgungsempfänger übernommen 

werden. Die Bundesregierung hat in der Kabi-

nettsitzung am 03.09.2025 beschlossen, Ab-

schlagszahlungen an Besoldungs- und Versor-

gungsberechtigte des Bundes im Vorgriff auf 

die besoldungs- und versorgungsrechtliche 

Übertragung des Tarifergebnisses 2025/2026 

zu leisten. Die Abschlagszahlung steht unter 

dem Vorbehalt einer späteren gesetzlichen Re-

gelung. 

Sonderzahlung

Mit der 20. Änderung der Satzung wurde infol-

ge der Einführung von Gewinnverbänden die 

jetzt nicht mehr notwendige Erstattung von 

Mehrleistungen (z. B. Sonderzahlungen eini-

ger Landeskirchen für Versorgungsempfänger/ 

-innen) gestrichen. Die Evangelische Kirche im 

Rheinland hat gemäß gesonderter Vereinba-

rung diese Leistungen in Höhe von 2.234 T€ 

weiterhin auch für 2025 erstattet.

Kranken- und Pflegeversicherung  
der Rentner (KVdR)

Seit dem 1. Januar 2011 sind wir als Zahl-

stelle von Versorgungsbezügen verpflichtet, 

am elektronischen Meldeverfahren zwischen 

Zahlstelle und Krankenkasse teilzunehmen. Im 

Rahmen des Beitragsabzugsverfahrens wur-

den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 

in Höhe von 2.035 T€ (VJ: 1.863 T€) abgeführt.

Rechtsmittel

Im Berichtsjahr 2025 wurden gegen Be-

scheide bzw. Zahlungen der Kasse 29 (VJ: 21) 

Rechtsbehelfe eingelegt.

Davon richteten sich zwei Widersprüche gegen 

Bescheide der Versorgungskasse aufgrund von 

Ruhens- bzw. Kürzungsvorschriften. Ein Wider-

spruch wurde nach Aufklärung zurückgenom-

men und ein Widerspruch ruht bis zur Vorlage 

weiterer Unterlagen.

Ein Widerspruch richtete sich gegen die Ver-

sorgungskasse aufgrund einer Rückforderung. 

Dieser wurde von der VKPB im Auftrag der Lan-

deskirche entschieden und als unbegründet 

zurückgewiesen.

Zwei Widersprüche richteten sich gegen die 

Festsetzung des Ruhegehalts durch die Ver-

sorgungskasse. Einem Widerspruch wurde 

abgeholfen und ein Widerspruch wurde nach 

Aufklärung durch das zuständige Landeskir-

chenamt zurückgenommen.

Ein Widerspruch richtete sich gegen die Ableh-

nung eines Hinterbliebenenanspruchs durch 

die Versorgungskasse. Dieser wurde dem 

Landeskirchenamt vorgelegt und von dort als  

unbegründet zurückgewiesen.

Ein Widerspruch richtete sich gegen die Höhe 

der Versorgungsbezüge wegen der Rücknah-

me der angekündigten Durchstufung. Dieser 

ruht bis zur Entscheidung im Musterverfahren.

Zwei Widersprüche richteten sich gegen die 

Höhe der laufenden Bezüge. Hiervon wurde 

ein Widerspruch nach Aufklärung zurückge-

nommen und der andere dem Landeskirchen-

amt vorgelegt und von dort als unbegründet 

abgelehnt.

Zwanzig Widersprüche entfielen auf die Höhe 

der Versorgungsbezüge im Hinblick auf die 

amtsangemessene Alimentation. Diese ruhen 

bis zur höchstrichterlichen Entscheidung bzw. 

bis die Auswirkungen auf kirchenrechtliche 

Vorschriften vorliegen.
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Beihilfe

Die Versorgungskasse zahlt Beihilfen an 

die Versorgungsempfänger in Krankheits-,  

Geburts-, Todes- und Pflegefällen, sofern die-

se von den zuständigen Landeskirchen für 

die Versorgungsempfänger aufgrund von 

gesetzlichen Bestimmungen zu tragen oder 

zugesichert sind. Zum Jahresende 2025 sind 

26 Mitarbeitende der Versorgungskasse in  

der Fachabteilung Beihilfe beschäftigt.

Im Jahr 2025 wurden 50.632 (VJ: 46.532)  

Bescheide erstellt. Für die Bearbeitung der 

Bescheide haben wir uns ein Serviceziel von 

zehn Arbeitstagen gesetzt. Dies ist ein hoher 

Maßstab für schnelle Durchlaufzeiten bei 

qualitativ hochwertiger Bearbeitung.

Widersprüche werden ebenfalls durch die 

Versorgungskasse bearbeitet. Seit dem  

1. Juli 2020 haben alle drei Landeskirchen das 

Widerspruchsverfahren auf die Versorgungs-

kasse übertragen.

Die Beihilfezahlungen an Versorgungsemp-

fänger erfolgen aufgrund von übereinstim-

menden Beschlüssen der Landeskirchen seit 

dem 1. Januar 2005 aus Mitteln der Versor-

gungskasse. Die Kosten für die Beihilfen wer-

den durch beihilfebezogene Komponente, 

eine in den Gesamtsicherungsbeitrag (§ 19 

Abs. 3 der Satzung) integrierte Umlage, durch 

die Landeskirchen finanziert. Dieser Satz  

beträgt im Berichtsjahr 25,0 % (VJ: 21,0 %) der 

Besoldung.

Der Betrag einer durchschnittlichen Beihilfe-

zahlung für einen beihilfeberechtigten Versor-

gungsempfänger ist in der untenstehenden 

Tabelle nach Landeskirchen aufgeschlüsselt 

dargestellt.

Beihilfen für andere Personen

Die Versorgungskasse ist ebenfalls für die 

Festsetzung und Zahlung der Beihilfen der 

beihilfeberechtigten aktiven Mitarbeitenden 

der Ev. Kirche von Westfalen, der Ev. Kirche im 

Rheinland (seit dem 1. Juli 2025) und der Lip-

pischen Landeskirche sowie für die Zahlung 

der Unfallfürsorgeleistungen nach BeamtVG 

zuständig. Die Beihilfe- und Verwaltungs-

kosten für die 9.208 (VJ: 6.914) bearbeiteten  

Anträge wurden hier unmittelbar erstattet.

Durchschnittlich wurde je Antrag eines  

aktiven Beihilfeberechtigten der Ev. Kirche von 

Westfalen 1.031 € (VJ: 1.027 €), der Ev. Kirche 

im Rheinland 1089 € und der Lippischen Lan-

deskirche 951 € (VJ: 1.279 €) gezahlt.

Durchschnittliche Beihilfezahlung nach Landeskirchen je Antrag je Berechtigten

€ €

Rheinland 1.358 (VJ 1.391) 11.209 (VJ 11.195)

Westfalen 1.352 (VJ 1.391) 11.013 (VJ 11.063)

Lippe 1.403 (VJ 1.618)  10.625 (VJ 11.950)
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Gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung

Konjunkturelle Entwicklung

Die Weltwirtschaft stand im vergangenen 

Jahr unter dem Eindruck der US-Zollpolitik. 

Auf globaler Ebene blieb das Wachstum laut 

Internationalen Währungsfonds (IWF) mit 

+3,3 % leicht unterhalb der Erwartungen. Da-

bei ist das Geschäftsmodell exportorientier-

ter Nationen deutlich unter Druck geraten. 

Die deutsche Wirtschaft konnte mit einem 

Wirtschaftswachstum von +0,2 % knapp 

einer Rezession entgehen. Die chinesische 

Wirtschaft zeigte sich mit +4,8 % trotz einer 

rückläufigen Dynamik resilient. Innerhalb des 

Euro-Raumes blieb Spanien mit einem Wirt-

schaftswachstum von +2,9 % die Wachstums-

lokomotive. Trotz der Zollbelastung haben 

sich die globalen Inflationsraten weiter ent-

spannt. Dabei hatte die EZB mit einer Inflati-

onsrate von +2,0 % ihren Zielkorridor erreicht, 

während die US-Inflation mit +2,7 % rückläu-

fig war, jedoch oberhalb des Wohlfühlkorri-

dors der FED verharrte.

Rentenmärkte

An den internationalen Rentenmärkten war 

eine zunehmende Steilheit der Zinsstruk-

turkurven zu beobachten. Während an den 

kurzen Laufzeitenden die Zinssenkungen 

der EZB und der FED zu spürbaren Rendite-

rückgängen führten, blieben die Marktteil-

nehmer am langen Ende zurückhaltend. Vor 

dem Hintergrund einer weiter zunehmenden 

Staatsverschuldung dominierten Skepsis und 

erhöhte Risikoaufschläge. In der Folge rentie-

ren 30-jährige Euro-Staatsanleihen mit knapp 

3,5 % wieder auf einem Niveau, das zuletzt 

im Jahr 2011 erreicht wurde. Unternehmens-

anleihen blieben, trotz niedriger Risikopuffer, 

weiter in der Gunst der Anleger.

Aktienmärkte

Die Entwicklung der internationalen Aktien-

märkte glich im abgelaufenen Jahr einer Ach-

terbahnfahrt. Nach einem zunächst guten 

Jahresstart führten die Zollankündigungen 

der US-Administration zu einem Abverkauf 

im April. Mit wachsender Zuversicht, dass die 

angedrohten Zölle nur teilweise umgesetzt 

würden, und anhaltender KI-Euphorie konn-

ten globale Aktien bis zum Jahresende nicht 

nur die Verluste kompensieren, sondern auch 

deutlicher zulegen.

Devisenmärkte

Die steigende Verschuldung der USA, gepaart 

mit zunehmenden Zweifeln an der Verläss-

lichkeit der US-Administration hat in der 

ersten Jahreshälfte zu einer deutlichen Auf-

wertung des Euros gegenüber dem US-Dollar 

geführt. Der Yen wertete, nicht zuletzt auf-

grund der anhaltenden Niedrigzinspolitik der 

japanischen Zentralbank, bei deutlich erhöh-

ten Inflationsraten gegenüber dem Euro ab.
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Entwicklung am Kapitalmarkt

31.12.2025 31.12.2024 Veränderung

absolut %

Bund Future in Punkten 127,57 133,44 −5,9 −4,4

10-jährige Bund in Prozent 2,85 2,36 0,49 20,7

10-jährige Pfandbriefe in Prozent 3,22 2,88 0,35 12,0

Spread EUCred AAA – Bund in Basispunkten 17 26 −9 −34,6

Spread EUCred BBB – Bund in Basispunkten 68 100 −32 −31,9

EUR Rentenmarkt in Punkten 247 244 3 1,2

Dax in Punkten 24.490 19.909 4.581 23,0

V-Dax in Punkten 15,0 17,4 −2 −13,8

EuroStoxx 50 in Punkten 5.791 4.896 895 18,3

DJ Industrial Index in Punkten 48.063 42.544 5.519 13,0

S&P 500 in Punkten 6.846 5.882 964 16,4

Nikkei 225 in Punkten 50.339 39.895 10.445 26,2

MSCI Welt (EUR) in Punkten 619 580 39 6,8

MSCI Emerging Markets (EUR) in Punkten 613 520 92 17,8

Euro in US-Dollar 1,17 1,04 0,14 13,4

Euro in Yen 184,01 162,78 21,23 13,0

Brent Oil in US-Dollar 60,85 74,64 −13,79 −18,5
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Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage

Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage war 

im Berichtsjahr erneut von einer guten Kapi-

talmarktentwicklung gekennzeichnet, wobei 

sich insbesondere die Aktienmärkte erneut 

sehr positiv entwickelt haben. Dadurch konn-

ten sowohl eine höhere Nettoverzinsung als 

auch ein höheres Kapitalanlageergebnis als 

im Vorjahr erzielt werden. 

Anders als in den Vorjahren war im Jahr 

2025 keine nennenswerte Zuführung zur 

Deckungsrückstellung notwendig. Im Rah-

men des Gesamtsicherungsbeitrags konnten 

somit die gesamten Versorgungssicherungs-

beiträge der Beihilfesicherung zugerechnet 

werden. Hintergrund ist die bewusste Fest-

schreibung des Kapitaldeckungsgrades der 

Versorgungsverpflichtungen. Anstatt diesen 

Deckungsgrad weiter zu erhöhen, werden die 

nicht zur Stabilisierung des Deckungsgrades 

benötigten Erträge ergebnisunwirksam in die 

»Verbindlichkeiten aus dem Versicherungs-

geschäft« gebucht. Auf diese Weise werden 

künftige Beihilfeverpflichtungen gedeckt. Ins-

gesamt erhöhte sich diese Bilanzposition um 

177.818 T€, wovon 115.074 T€ auf die Beihil-

fesicherung entfallen. 

In der Summe ergibt sich ein Jahresüber-

schuss in Höhe von 45.038 T€, wodurch der 

nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag 

in diesem Maße abnimmt. 

>

Vermögenslage

Kapitalanlagen

Der Anstieg der Kapitalanlagen hat sich im 

Jahr 2025 weiter fortgesetzt. Die Buchwer-

te erhöhen sich um 172.237 T€ oder 3,6 % 

auf 4.954.005 T€ (VJ: 4.781.768 T€). Insge-

samt sind für die Kapitalanlagen Zugänge 

in Höhe von 510.048 T€, Zuschreibungen 

in Höhe von 2.154 T€, Abgänge in Höhe von 

334.279 T€ und Abschreibungen in Höhe von 

5.686 T€ zu verzeichnen. Die Neuanlagen 

wurden schwerpunktmäßig in Investment-

anteile (346.432 T€) und Inhaberschuldver-

schreibungen (135.946 T€) investiert. Bei den 

Investmentanteilen entfallen 96.432 T€ auf 

den Bereich Private Equity.

Nicht durch Eigenkapital  
gedeckter Fehlbetrag

Die VKPB schließt das Jahr 2025 mit einem 

Jahresüberschuss von 45.038 T€ ab. Um die-

sen Betrag vermindert sich der bilanzielle 

Fehlbetrag im Berichtsjahr. Zum Bilanzstich-

tag beläuft sich der nicht durch Eigenkapital 

gedeckte Fehlbetrag, der auf der Aktivseite 

der Bilanz ausgewiesen ist, auf 1.702.221 T€ 

(VJ: 1.747.258 T€). Der Deckungsgrad erhöht 

sich auf 71,5 % (VJ: 70,7 %).

Der Ausweis des nicht durch Eigenkapital ge-

deckten Fehlbetrags beruht auf einem Ver-

waltungsratsbeschluss vom 11. Juli 2003, 

wonach eine versicherungstechnische Rück-

stellung für die Versorgungsverpflichtungen 
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in die Bilanz einzustellen ist. Dennoch bleiben 

die Landeskirchen als Dienstherren gegen-

über den versorgungsberechtigten Beamten 

verpflichtet. Die VKPB als aus dem allgemei-

nen Kirchenvermögen ausgegliedertes Son-

dervermögen und rechtlich selbstständige 

kirchliche Einrichtung dient zur Erfüllung die-

ser Versorgungsansprüche und bildet diese 

bilanziell ab.

Grundsätzlich wird gemäß § 24 Abs. 2 der 

Satzung für die Erfüllung der Versorgungsan-

sprüche die volle Kapitaldeckung angestrebt, 

was im Wesentlichen gleichbedeutend ist 

mit einem sukzessiven Abbau des bilanziellen 

Fehlbetrages. Zu dessen Reduzierung dienen 

insbesondere der Versorgungssicherungsbei-

trag und der zusätzliche Versorgungssiche-

rungsbeitrag. Weil in den nächsten Jahren 

die Finanzmittel jedoch vorrangig in die Bei-

hilfesicherung fließen sollen, verharrt der  

Deckungsgrad zunächst bei ca. 70 %. 

Beihilfesicherung und Deckungsgrad

Es ist geplant, in näherer Zukunft für künfti-

ge Beihilfeansprüche eine zweite Deckungs-

rückstellung einzuführen und das Kapital-

deckungsverfahren auf diese Ansprüche 

auszudehnen. Deshalb wird die Kapitalde-

ckung für die Versorgungsansprüche bis auf 

Weiteres bei einem Kapitaldeckungsgrad von 

ungefähr 70 % eingefroren. Diejenigen Bei-

tragsbestandteile, die nach Einführung des 

Gesamtsicherungsbeitrags nicht zur Beibe-

haltung eines Referenzdeckungsgrads von 

70 % für die Versorgungsansprüche notwen-

dig sind, werden erfolgsneutral der Beihilfesi-

cherung zugeführt (§ 19 Abs. 3 der Satzung) 

und führen daher nicht zu einem weiteren 

Abbau des Fehlbetrags. Sobald die Deckungs-

rückstellung für Beihilfeverpflichtungen in 

die Bilanz aufgenommen wird, soll die Bei-

hilfesicherung in das Eigenkapital der Kasse 

überführt werden und den zu erwartenden, 

negativen Ergebniseffekt mildern. Zur Veran-

schaulichung der geplanten Umstellung auf 

eine umfassendere Kapitaldeckung stellt die 

folgende Grafik die zeitliche Entwicklung des 

Deckungsgrades der Versorgung dar, wenn 

anstelle der Beihilfesicherung die Versorgung 

dotiert worden wäre. Bei dieser Betrachtung 

werden die Fortschritte bei der Finanzierung 

der Altlasten erkennbar.

Deckungsgrade der Versorgung (inkl. Zurechnung der Guthaben aus Beihilfesicherung)
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Die Beiträge aus dem Versorgungsge-

schäft für das Geschäftsjahr 2025 belaufen 

sich auf 171.824 T€ und liegen damit um 

37.982 T€ niedriger als im Vorjahr. Das ist auf 

den Rückgang der Versorgungssicherungs-

beiträge (−51.993 T€) zurückzuführen, da 

im Berichtsjahr die drei Landeskirchen ihre 

Mitteleinzahlungen nach der Systematik  

des Gesamtsicherungsbeitrags ausschließ-

lich der Beihilfesicherung zugeführt haben. 

Im Vorjahr wurden dagegen Versorgungs-

sicherungsbeiträge der Evangelischen  

Kirche von Westfalen zur Finanzierung der 

Durchstufung nach A 14 geleistet. Als plan-

mäßige Beitragskomponenten flossen im 

aktuellen Geschäftsjahr 162.435 T€ an per-

sonenbezogenen Beiträgen und 9.389 T€ an  

Erstattungen zu.

Die Versorgungsaufwendungen belaufen sich 

auf 280.659 T€ (VJ: 234.973 T€) und sind damit 

um 45.686 T€ (+19,4 %) höher als im Vorjahr. 

Der Anstieg der Aufwendungen geht im We-

sentlichen auf die Lastenausgleichszahlung 

für die Abgabe der aktiven Lehrkräfte Rhein-

land-Pfalz, die Erhöhung der Versorgungsbe-

züge und eine um 104 Personen angestiegene 

Zahl von Versorgungsfällen zurück. 

Im Jahr 2025 wurden 56.858 T€ (VJ: 56.271 T€) 

an Beihilfen gezahlt. Gegenüber dem Vorjahr 

sind das Mehraufwendungen von 586 T€ 

(+1,0 %), was auf einen Anstieg der Beihilfe-

anträge um 4,6 % bei gleichzeitig niedrige-

ren durchschnittlichen Leistungen je Antrag 

(−2,9 %) zurückzuführen ist.

Das Ergebnis aus dem Kapitalanlagegeschäft 

fällt mit 231.279 T€ (VJ: 176.220 T€) um 

55.059 T€ besser aus. Neben höheren Zins-

erträgen aus Wertpapieren sorgen dafür v. a. 

deutlich gestiegene Ausschüttungen aus In-

vestmentanteilen. Die Aufwendungen für Ka-

pitalanlagen haben sich aufgrund gestiege-

ner Verwaltungskosten und Abschreibungen 

gegenüber dem Vorjahr um 1.443 T€ erhöht.

Die Nettoverzinsung der Kapitalanlagen liegt 

mit 4,74 % deutlich über dem Vorjahresniveau 

von 3,74 %. Zudem ist die laufende Durch-

schnittsverzinsung infolge höherer Fonds-

ausschüttungen auf 3,98 % (VJ: 2,97 %) ge-

stiegen. Auch wenn von einer zunehmenden 

Volatilität insbesondere an den Aktienmärk-

ten auszugehen ist, bleibt die VKPB bei ihrer 

Anlagestrategie und bevorzugt weiterhin 

Substanzwerte gegenüber festverzinslichen 

Anlagen.

Jahresergebnis

Im Berichtsjahr wurde ein Jahresüberschuss 

von 45.038 T€ (VJ: Jahresfehlbetrag 30.587 T€) 

realisiert.

Finanz- und Ertragslage

Versicherungstechnische Rückstellung

Die Deckungsrückstellung zum 31. Dezember 

2025 beläuft sich auf 5.970.227 T€. Das ist 

ein Anstieg um 1.113 T€ gegenüber dem 

Vorjahr. Die Deckungsrückstellung verändert  

sich planmäßig durch die Zuführung der 

rechnungsmäßigen Zinsen, durch neu erdien-

te Anwartschaften der Aktiven, durch die Zah-

lung von Versorgungsleistungen und den Ab-

gang von Versorgungsverpflichtungen.

>
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Darstellung 
der Gewinnverbände

Um eine verursachungsgerechte Finanzierung 

der beteiligten Landeskirchen zu gewähr-

leisten, wurde mit der 20. Satzungsänderung 

im Jahr 2020 die Einführung von getrennten  

Gewinnverbänden für die drei Landeskirchen 

beschlossen.

Zu diesem Zweck wird gemäß § 25 der Satzung 

das versicherungstechnische Ergebnis der je-

weiligen Landeskirche ermittelt und in dem 

bestehenden Verrechnungskonto geführt, das 

sich jährlich nachschüssig mit der Nettover-

zinsung des betreffenden Geschäftsjahres ver-

zinst. Das um die versicherungstechnischen 

Ergebnisse der Landeskirchen verminderte 

Jahresergebnis der VKPB wird den Landeskir-

chen jährlich nach dem jeweiligen Anteil an 

der gesamten Deckungsrückstellung des Vor-

jahres zugerechnet.

EKiR EKvW LLK VKPB

Verrechnungskonto Vorjahresende 404.607 T€ 362.768 T€ 21.999 T€ 789.374 T€

Personenbezogene Beiträge 87.907 T€ 77.892 T€ 9.572 T€ 175.371 T€

Versorgungssicherungsbeitrag 0 T€ 0 T€ 0 T€ 0 T€

Zusätzlicher VSB 0 T€ 0 T€ 0 T€ 0 T€

Aufwendungen für Versorgungsfälle 195.129 T€ 136.788 T€ 9.147 T€ 341.064 T€

Veränderung der DR −6.009 T€ 2.020 T€ 5.102 T€ 1.113 T€

Rechnungsmäßige Verzinsung der DR 117.061 T€ 99.873 T€ 6.908 T€ 223.842 T€

Verzinsung des Verrechnungskontos 19.178 T€ 17.195 T€ 1.043 T€ 37.416 T€

Versicherungstechnisches Ergebnis 35.027 T€ 56.152 T€ 3.274 T€ 94.453 T€

Verrechnungskonto Jahresende 439.634 T€ 418.920 T€ 25.272 T€ 883.826 T€

Prozentualer Anteil an Deckungsrückstellung  

(DR) Vorjahr 52,30 % 44,62 % 3,08 % 100,00 %

Deckungsrückstellung Jahresende 3.115.628 T€ 2.665.294 T€ 189.305 T€ 5.970.227 T€

Jahresergebnis 9.185 T€ 34.104 T€ 1.749 T€ 45.038 T€

Fehlbetrag Vorjahresende 892.449 T€ 800.062 T€ 54.747 T€ 1.747.258 T€

Fehlbetrag Jahresende 883.264 T€ 765.958 T€ 52.999 T€ 1.702.221 T€

Kapitaldeckungsgrad

(hier: 1-Fehlbetrag/Deckungsrückstellung) 71,7 % 71,3 % 72,0 % 71,5 %
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Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter

Personalstand

Die Kasse wird von zwei Vorständen geleitet. 

Der Personalstand der Kasse zum Jahresende 

ist in der Tabelle unten dargestellt.

Bei Umrechnung der Teilzeitbeschäftigungs-

verhältnisse in Vollzeitäquivalente ergibt 

sich ein Personalstand von 82,2 (VJ: 75,5).  

Daneben sind in der Grundstücksverwaltung 

1 (VJ: 1) vollzeitbeschäftigter und 7 (VJ: 10) 

teilzeitbeschäftigte Hausmeisterinnen und 

Hausmeister eingesetzt.

Der Anteil der weiblichen Mitarbeitenden in 

der Verwaltung beträgt 56,2 % (VJ: 60,5 %).

Das Durchschnittsalter der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in der Verwaltung betrug bei 

den Frauen 46,6 (VJ: 46,5) Jahre und bei den 

Männern 48,8 (VJ: 50,7) Jahre.

Aus- und Fortbildung

Die Kasse beschäftigt eine Auszubildende.

Weiterbildung und Qualifizierung haben 

bei der Kasse einen hohen Stellenwert. Es  

fanden Lehrgänge und Weiterbildungen  

u. a. in den Bereichen IT, Beihilfen, Versor-

gung, Justiziariat, Vermögensverwaltung,  

Controlling/Risikomanagement, Innenrevi-

sion, Personalverwaltung, Mitarbeitervertre-

tungsrecht und Datenschutz statt. Exempla-

risch seien an dieser Stelle die Teilnahme einer 

Mitarbeiterin an einem berufsbegleitenden 

Online-Studiengang »Betriebswirt/in (B.A.)« 

sowie die Teilnahme einer Mitarbeiterin an ei-

nem Qualifizierungsprogramm für Führungs-

kräftenachwuchs, welches die VKPB und die 

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rhein-

land-Westfalen gemeinsam mit der Haufe-

Akademie aufgelegt haben, genannt.

vollbeschäftigte Angestellte 70

teilzeitbeschäftigte Angestellte 18

Auszubildende 1

Gesamt 89
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Risiken der künftigen 
Entwicklung

Im Folgenden werden Entwicklungen dar-

gestellt, die Einfluss auf die Vermögens-,  

Finanz- und Ertragslage der Kasse haben kön-

nen. Der Risikobericht wird nach den Kriterien 

des Deutschen Rechnungslegungs-Standards 

Nr. 20 Anlage 2 für Versicherungsunterneh-

men (DRS 20 Anl. 2) gegliedert.

Organisatorischer Aufbau und Ablauf

Die Abteilung Unternehmenssteuerung (UST) 

misst, analysiert, steuert und bewertet die 

Risiken der Aktiv- und Passivseite zentral, ist 

zuständig für das Kapitalanlage- und Risiko-

controlling und verantwortlich für die Aktiv-

Passiv-Steuerung. 

Die Interne Revision fungiert als unabhängi-

ge Kontrollinstanz, prüft nach einem risiko-

orientierten Prüfungsplan die Arbeit in allen 

Fachbereichen und unterbreitet bei Bedarf 

Verbesserungsvorschläge für die Aufbau- und 

Ablauforganisation. Beide Abteilungen sind 

fachlich dem Vorstand Kapitalanlagen und 

Finanzen unterstellt und berichten an den 

Gesamtvorstand. Die Berichte der Internen 

Revision werden zudem an den Vorsitzenden 

des Verwaltungsrats übersendet.

Versicherungstechnische Risiken

Biometrische Risiken

Die Übernahme von versicherungstechni-

schen Risiken ist wesentlicher Geschäftsbe-

standteil der Versorgungskasse. Die Versor-

gung basiert auf einer Leistungszusage. Zur 

Finanzierung erhebt die Versorgungskasse 

Beiträge von den Landeskirchen, welche un-

ter bestimmten Voraussetzungen nach den 

geltenden Satzungsvorschriften angepasst 

werden können. Im Jahresabschluss erfolgt 

die Bewertung der Deckungsrückstellung für 

die Bilanz mit den Sterbetafeln 2018 G von 

Klaus Heubeck. Für die Bewertung der De-

ckungsrückstellung im Jahresabschluss wer-

den modifizierte Richttafeln 2018 G von Klaus 

Heubeck verwendet. Durch die Verwendung 

dieser modifizierten Rechnungsgrundlagen 

für die Bewertung der Deckungsrückstellung 

wird der gegenwärtig zu beobachtenden Le-

benserwartung Rechnung getragen. Die im 

Bestand beobachtete hohe Lebenserwartung 

wird durch eine Generationenverschiebung 

von 25 Jahren abgebildet.

Im versicherungsmathematischen Gutachten 

wird jährlich die Angemessenheit der verwen-

deten Sterblichkeitsannahmen überprüft. Für 

das Jahr 2025 wurde hier festgestellt, dass die 

biometrischen Rechnungsgrundlagen weiter 

hinreichend vorsichtig und angemessen sind.

Versicherungstechnische Rückstellungen

Die versicherungstechnischen Rückstellun-

gen mit Berücksichtigung der versicherungs-

technischen Risiken werden jährlich durch ein 

versicherungsmathematisches Gutachten 

ermittelt und die Angemessenheit bzw. Aus-

kömmlichkeit der Reserven sowie deren ord-

nungsgemäße Ermittlung überprüft. Darüber 

hinaus hat die Kasse weitere Instrumentarien 

implementiert, um die versicherungstechni-

schen Rückstellungen zu bewerten und deren 

Entwicklung zu überwachen.

>
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Zinsrisiko

Die Berechnung der Deckungsrückstellung 

zum 31. Dezember 2025 erfolgt mittels eines 

Rechnungszinses von 3,75 %. Unter Zugrun-

delegung des aktuellen Beitragsniveaus und 

der biometrischen Rahmenbedingungen ist 

zur Finanzierung der Leistungsverpflichtung 

langfristig ein Kapitalanlagenertrag in dieser 

Höhe erforderlich. Eine anhaltende Unter-

schreitung dieser Zielverzinsung stellt ein we-

sentliches Risiko dar.

Bei einer langfristigen Unterschreitung der 

Zielverzinsung könnte der bestehende Fehl-

betrag ansteigen. Dies würde dazu führen, 

dass höhere Versorgungssicherungsbeiträge 

oder personenbezogene Beiträge erforderlich 

sind.

Ziel der Kasse ist, die Kapitalanlagen so zu 

steuern, dass die Notwendigkeit weiterer  

Finanzierungsmaßnahmen minimiert wird. 

Wesentlich hierfür ist eine Ausrichtung der 

Anlagepolitik auf langfristig auskömmli-

che Erträge. Damit einhergehende Ertrags-

schwankungen werden in Kauf genommen, 

sollen aber nach Möglichkeit durch aus-

kömmliche Bewertungsreserven kompensiert 

werden.

Nach 3,74 % im Vorjahr liegt die erzielte Net-

toverzinsung im Jahr 2025 mit 4,74 % deutlich 

über dem für die Bewertung der Deckungs-

rückstellung angesetzten Rechnungszins von 

3,75 %. Zur Stützung und Stabilisierung der 

angestrebten Verzinsung kann auch die Rea-

lisierung von Bewertungsreserven genutzt 

werden. Dies war im Geschäftsjahr im gerin-

gen Maße der Fall.

Inflation

Bei hoher Inflation ist zu erwarten, dass 

die Besoldung und die Ruhestandsgehälter 

stärker als bisher angenommen anwachsen 

könnten. Das hätte einen überplanmäßigen 

Anstieg der Deckungsrückstellung zur Folge. 

Wenn die Inflation gleichzeitig höhere Zinsen 

und Kapitalerträge bedingt, resultiert daraus 

ein risikomindernder Effekt.

Risiken aus Kapitalanlagen

Kapitalanlagen

Die Risiken setzen sich überwiegend aus 

Markt-, Bonitäts- und Liquiditätsrisiko zusam-

men. Nach § 9 Abs. 2 Satz 3 der Satzung ist 

das Anlagerisiko nach wirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten zu verteilen. Im Rahmen einer 

freiwilligen Selbstverpflichtung befolgt die 

Kasse grundsätzlich die versicherungsauf-

sichtsrechtlichen Rundschreiben der BaFin 

(Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht). Durch eine sorgfältige Liquiditäts-

planung werden Verkäufe in ungünstigen  

Marktphasen vermieden, sodass keine nach-

haltigen Wertverluste zu erwarten sind.

Interne Richtlinien und Anlagevorschriften für 

die unterschiedlichen Anlageklassen präzisie-

ren die externen Grundsätze der Kapitalanla-

ge. Angelegt wird das Vermögen hauptsäch-

lich in festverzinsliche Wertpapiere, Aktien, 

Immobilien und Beteiligungen. Die den An-

lagen inhärenten Risiken werden regelmäßig 

untersucht und von den für die Anlageklas-

sen verantwortlichen Personen berücksich-

tigt. Separate Überwachungsroutinen und 

-kontrollen und die durchgehende Einhaltung 

eines 4-Augen-Prinzips werden durch die 

von den Anlegern organisatorisch getrennte  

Abteilung UST gewährleistet.

Die Kasse verfügt über ein System zur Mes-

sung und Überwachung von Kapitalmarktrisi-

ken. An das System ist ein Eskalationsprozess 

angeschlossen, der in Krisensituationen ver-

tiefte Risikoanalysen, Erarbeitung von Hand-

lungsoptionen sowie Kommunikation und 

Abstimmung mit den Entscheidungsgremien 

vorgibt.

Jährlich wird eine ALM-Studie erstellt. In An-

lehnung an das Rundschreiben 11/2017 der 

BaFin werden dem Vorstand verschiedene 

Portfolioallokationen aufgezeigt und Empfeh-

lungen inkl. Risikoeinschätzung gegeben. Die 

Entscheidung über die strategische Assetallo-

kation trifft der Vorstand.

>
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Aktienmarktrisiko

Auf Basis stochastischer Simulationen wird 

das strategische Kapitalanlageportfolio auf 

die versicherungstechnischen Erfordernisse 

der Kasse abgestimmt. Unter Berücksichti-

gung der Zinsanforderung ergibt sich hieraus 

die Empfehlung einer langfristigen Aktien-/

Beteiligungsquote von ca. 45 %. Zum Jahres-

ende 2025 hält die Kasse auf Zeitwertbasis 

insgesamt 46,4 % ihres Vermögens in Aktien, 

sonstigen nicht festverzinslichen Anlagen 

und Beteiligungen. Dabei werden Aktien nicht 

direkt, sondern über Spezialfonds gehalten. 

Der hohe Aktienanteil birgt das Risiko, dass 

das Risikobudget bei einem starken Aktien-

kursverfall aufgebraucht wird. Abschreibun-

gen können die Bilanz und die Gewinn- und 

Verlustrechnung belasten. Für die Risikobeur-

teilung der VKPB ist zu berücksichtigen, dass 

dank der verlässlichen Beitragseinnahmen 

und planbaren Leistungsverpflichtungen über 

viele Jahre hinweg ein Liquiditätsüberschuss 

aus der Versicherungstechnik gesichert ist. 

Folglich kann sie die Versorgungsleistungen 

über einen Zeitraum von mehreren Jahren 

erbringen, ohne dafür Kapitalanlagen veräu-

ßern zu müssen. Das Risiko von nachhaltigen 

Wertverlusten des Aktienportefeuilles wird 

dadurch reduziert. Unabhängig davon kön-

nen negative Jahresergebnisse infolge Kapi-

talmarktschwankungen in keinem Jahr aus-

geschlossen werden.

Der DRS 20 Anl. 2 sieht als Pflichtangabe für 

den Bereich Aktien einen wesentlichen simu-

lierten Kursverlust auf den Zeitwert der Ak-

tien und andere nicht festverzinsliche Wert-

papiere vor. Nachfolgende Tabelle zeigt die 

Auswirkungen eines 20%igen Kurswertverlus-

tes auf den Zeitwert.

Stresstest Aktienbestände,

nicht festverzinsliche Wertpapiere und Beteiligungen in Mio. €     in % der KA

Zeitwert 2.625 46,4

Wertverlust durch 20%igen Kursverfall 525 9,3

Zeitwert nach Wertverlust 2.100 37,1

>
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Zinsänderungsrisiken

Die Kasse ist zum 31. Dezember 2025 mit 

37,4 % ihres Vermögens auf Zeitwertbasis in 

Zinstiteln investiert. Die Kasse hält auf Basis 

von Zeitwerten 28,4 % festverzinsliche Wert-

papiere und Ausleihungen im Direktbestand 

und 9,0 % innerhalb eines Dach-Masterfonds. 

Für den Fall deutlich steigender Zinsen erlei-

det die Kasse kurzfristig nicht unerhebliche 

Marktwertverluste bei Zinstiteln, die sich in 

einer Reduktion von Bewertungsreserven bis 

hin zu erforderlichen Abschreibungen auf 

den Nominalwert auswirken können. Auf der 

anderen Seite haben die Wiederanlagezinsen 

erheblichen Einfluss auf die zukünftige Ge-

schäftsentwicklung der Kasse. Eine simulierte 

Änderung des jetzigen Zinsniveaus um einen 

Prozentpunkt verändert den Zeitwert der fest-

verzinslichen Wertpapiere und Ausleihungen 

näherungsweise gemäß untenstehender Ta-

belle.

Sinken die Zinssätze dauerhaft auf ein nied-

rigeres Niveau, dann nimmt auch die Durch-

schnittsverzinsung im Bestand kontinuier-

lich ab. Neuanlagen haben dann geringere 

Zinserträge als die auslaufenden Papiere. Im 

Falle eines Zinsanstieges erleidet die Kasse 

dagegen Zeitwertrückgänge. Langfristig wirkt 

sich ein höheres Zinsniveau aber positiv auf 

die Ertragskraft aus.

Währungsrisiko

Währungsrisiken sind Folge von Wechselkurs-

schwankungen, die zu Zeitwertrückgängen 

führen können. Da alle Verpflichtungen in 

Euro zu leisten sind, wird das Kapital zur Be-

grenzung von Währungsrisiken überwiegend 

in Euro angelegt. Der Zeitwert der Anlagen 

in Fremdwährungen beträgt umgerechnet 

1.983 Mio. € und macht 33,8 % des Gesamt-

bestandes aus. Ein Währungsverlust von 25 % 

(496 Mio. €) würde das Volumen der Fremd-

währungsanlagen auf 1.487 Mio. € sinken las-

sen. Ein Limitsystem für ungesicherte Fremd-

währungen ist Teil des Monatsberichts an den 

Vorstand.

Stresstest Zinsträgerbestand                                        in Mio. €      in % der KA

Zeitwert 2.116 37,4

Zeitwertverlust durch Zinsanstieg um 1 %-Punkt 129 2,3

Zeitwert nach Wertverlust 1.987 35,1

Zeitwertzuwachs durch Zinsabfall um 1 %-Punkt 129 2,3

Zeitwert nach Wertzuwachs 2.245 39,7

>
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Immobilienrisiko

Die gesamte Immobilienanlage teilt sich in 

den Immobiliendirektbestand, die VK Immo-

bilien- und Verwaltungsgesellschaft mbH 

und die Immobilienfonds auf. Der Zeitwert 

des Immobilienbestandes der VKPB beträgt 

914 Mio. € und macht 16,2 % des Gesamtbe-

standes aus. Risiken ergeben sich aus der Mög-

lichkeit negativer Marktwertveränderungen, 

höherer Kosten durch vermehrten Aufwand 

für Instandhaltung sowie sinkender Mieter-

träge etwa in Folge zunehmender Leerstände. 

Die VKPB begegnet diesen Risiken im Direkt-

bestand vor allem durch die Fokussierung 

auf Wohnimmobilien mit stabilen Erträgen 

und geringen Leerstandsquoten. Im Gegen-

zug wird der Anteil an gewerblich genutzten 

Immobilien, wo Mieterträge tendenziell stär-

ker schwanken, durch die Beteiligung an der  

VK Immobilien- und Verwaltungsgesellschaft 

mbH und in einem Dachfonds auf mehrere 

Immobilienfonds mit unterschiedlichen Teil-

strategien und geografischen Schwerpunkten 

gestreut. Der Immobilienmarkt zeigte 2025 

eine leichte Erholung. Es verbleiben stille Las-

ten in Höhe von 4,2 Mio. €. 

Bonitätsrisiko

Das Bonitätsrisiko umfasst das Risiko eines 

(Teil-)Ausfalls der Zahlungsverpflichtung ei-

nes Schuldners. Festverzinsliche Wertpapiere 

und sonstige Ausleihungen sind wie andere 

Kapitalanlagen auch diesem Risiko ausge-

setzt. Die VKPB begegnet diesen Risiken durch 

eine gezielte Steuerung der Verteilung der ge-

samten festverzinslichen Anlage auf Rating-

klassen, wobei zur Ermittlung auf Ratings in-

ternationaler Agenturen zurückgegriffen und 

eine eigene Klassifizierung vorgenommen 

wird. Zur Risikostreuung werden die Gesamt-

engagements pro Einzelemittent begrenzt, 

laufend überwacht und monatlich berichtet.

Die Kasse hält auf Zeitwertbasis 91,2 % ihrer 

Zinspapiere im Investment Grade-Bereich. 

Das macht 31,0 % der gesamten Kapitalan-

lagen aus. Die folgenden Tabellen zeigen die 

Verteilung der Kapitalanlagen auf die exter-

nen Ratingklassen sowie auf die Schuldner-

gruppen bzw. Art der Emittenten.

Bonität nach Ratingklassen in Mio. € in % der KA

Investment Grade (AAA-BBB) 1.751 31,0

Non Investment Grade (BB-B) 161 2,8

Non Investment Grade (CCC-D) 4 0,1

Not rated 4 0,1

Gesamt 1.920 34,0

Verteilung nach externen Ratingklassen

Übersicht Schuldnergruppen in Mio. € in % der KA

Staatsanleihen 453 8,0

staatsnahe/staatlich garantierte Zinsträger 530 9,4

verbriefte/gesicherte Zinsträger 216 3,8

Unternehmensanleihen 722 12,8

Gesamt 1.920 34,0

Darstellung nach Schuldnergruppen bzw. Art der Emittenten

>
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Liquiditätsrisiko

Das Liquiditätsrisiko ist definiert als das  

Risiko, die fälligen Verpflichtungen nicht  

jederzeit (fristgerecht) und uneingeschränkt 

begleichen zu können. Es entsteht durch 

Zahlungsverpflichtungen, denen ein Ausfall 

von geplanten Einnahmen gegenübersteht. 

Zur Begegnung dieses Risikos unterhält die 

VKPB ein umfassendes Liquiditätscontrolling 

und -management. Die Auswirkungen der 

laufenden Anlageplanung sowie bestehen-

der Zahlungsverpflichtungen auf die Liquidi-

tätssituation werden laufend analysiert und 

überwacht. Um auf unvorhergesehene Zah-

lungsströme reagieren zu können, unterhält 

die Kasse einen Liquiditätspuffer. Mittel für 

die Kapitalanlage werden erst nach Abgleich 

mit den bestehenden Liquiditätserfordernis-

sen freigegeben. Gegebenenfalls wird die An-

lageplanung an kurzfristige Veränderungen 

angepasst. 

Die Liquiditätsrisiken der Kasse sind gering. 

Wesentlich ist die Überdeckung anstehender 

Leistungsverpflichtungen durch Beitragsein-

nahmen und planmäßige Kapitalrückflüsse. 

Das Versorgungsgeschäft der Kasse weist 

eine hohe Planungssicherheit auf, da keine 

nennenswerten Stornorisiken bestehen und 

die Zahlungsverpflichtungen auf gut planba-

ren und stabilen demographischen Einflüssen 

basieren.

ESG-Risiken

Nachhaltigkeitsrisiken sind Ereignisse oder 

Bedingungen aus den Bereichen Umwelt, 

Soziales oder Unternehmensführung, deren 

Eintreten tatsächlich oder potenziell negative 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage sowie auf die Reputation der 

Kassen haben kann. Ethische und nachhaltige 

Gesichtspunkte werden vor der Auswahl von 

Investments oder externen Managern berück-

sichtigt und der Großteil der Kapitalanlagen 

wird einem regelmäßigen Screening nach 

ESG-Kriterien unterzogen.

Operationelle Risiken

Unter operationellen Risiken werden Risiken 

zusammengefasst, die zu einer Einschrän-

kung des operativen Betriebs bzw. der Ver-

waltungsprozesse führen. Die Analyse und 

Überwachung obliegen sowohl dem Risiko-

management als auch der Internen Revision. 

Das Notfallmanagement beinhaltet präventi-

ve Planungen, vorbeugende Maßnahmen so-

wie Übungen, um im Notfall (z. B. Ausfall des 

Gebäudes, von technischen Systemen, von 

Mitarbeitenden) über Leitlinien zur Wieder-

herstellung der wesentlichen Prozesse und 

Abläufe zu verfügen und diese sachgerecht 

anzuwenden.

IT-Risiko

Wesentliche operationelle Risiken sind ein 

langandauernder Ausfall der IT, ein teilweiser 

oder vollständiger Datenverlust oder ein un-

kontrollierter Datenabfluss. 

Die Kasse betreibt ihre zentrale Hardware in 

zwei räumlich getrennten Rechenzentren der 

DOKOM. Diese sind mit der üblichen Sicher-

heitstechnik (Zugangskontrolle, Löschanla-

ge, Notstromversorgung, …) ausgestattet. 

Zwischen den Standorten werden die Daten 

synchron gespiegelt, sodass bei Ausfall eines 

Standortes uneingeschränkt weitergearbei-

tet werden kann. Datensicherungen finden 

täglich statt. Darüber hinaus werden weitere 

Datenbestände für online genutzte Anwen-

dungen unter entsprechenden Sicherheitsas-

pekten durch externe Rechenzentren gehalten. 

Auf diese Daten könnte im Katastrophenfall 

auch ohne interne Systemlandschaft zugegrif-

fen werden.

Technische und organisatorische Schutzvor-

kehrungen werden laufend aktualisiert und 

weiterentwickelt. Dazu zählen auch Trainings-

maßnahmen zur IT-Sicherheit für alle Mit-

arbeitenden.
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Ein Großteil der Daten zu Kapitalanlagenbe-

ständen ist in der Master-KVG unabhängig von 

der eigenen Datenerfassung gedoppelt und 

könnte im Falle eines internen Datenausfalls 

zeitnah rekonstruiert werden.

Rechtliche Risiken

Es bestehen Rechtsstreitigkeiten im Bereich 

Liegenschaften, die sich u. a. bei der Fertig-

stellung von Neubauten ergeben haben.

Personalrisiko

Zunehmend wird der Fachkräftemangel zu  

einer Herausforderung bei der Besetzung  

offener Stellen. Dem begegnet die Kasse u. a. 

mit flexiblen Arbeitsbedingungen, moderner 

Gestaltung der Arbeitsplätze, umfangrei-

chem Aus- und Fortbildungsangebot, früh-

zeitigen Stellenausschreibungen und ge-

meinsam mit der KZVK dem Aufbau einer 

Arbeitgebermarke.

Sonstige Risiken

Die nicht aus der Kapitalanlage stammenden 

Mittelzuflüsse der Kasse kommen wesent-

lich von den Landeskirchen. Deswegen ist die 

Entwicklung der Kirchensteuereinnahmen 

der drei Trägerkirchen von hoher Relevanz für 

die Kasse. Schätzungen zufolge wird sich der 

Mitgliederbestand der Landeskirchen in den 

nächsten Jahren deutlich reduzieren, was 

auch deren Finanzkraft entsprechend beein-

flussen wird. Im perspektivischen Gutachten 

wird mit diesen Annahmen gerechnet und si-

muliert, wie die Versorgungsverpflichtungen 

bei unterschiedlichem Beitragsaufkommen 

aus Kassenmitteln erbracht werden könn-

ten. Neben den langfristigen Trends hängen 

die Kirchensteuereinnahmen auch von der 

wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland 

ab. Konjunkturschwankungen können es den 

Landeskirchen vorübergehend erschweren, 

ihren finanziellen Zahlungsverpflichtungen 

gegenüber der Kasse nachzukommen. Da-

durch könnte sich der Aufbau des Deckungs-

grades bzw. der Beihilfesicherung verzögern.

Risikokategorie übergreifendes Risiko

Trends zur Deglobalisierung, eine erhöhte 

politische und ökonomische Unsicherheit 

sowie zukünftige Zollhemmnisse können  

Einfluss auf das Wirtschaftswachstum und 

den globalen Handel haben. Mittel- und  

unmittelbare Auswirkungen ergeben sich auf 

das Aktienmarktrisiko, das Zinsänderungs-

risiko und das Bonitätsrisiko. Auch kann eine 

Rückkehr der hohen Inflation zu Verwerfun-

gen an den Kapitalmärkten führen. Sinken-

des Wachstum, geringere Erträge von Unter-

nehmen und niedrigere Zinsen sind mögliche 

Folgen. Sollte der Iran-Krieg länger andauern 

oder weiter eskalieren, so könnten sinkende 

Aktienmärkte, höhere Inflation und eine Ab-

wertung des Rentenportfolios die Folge sein. 

Denkbare Auswirkungen einer solchen Ent-

wicklung sind in den vorstehenden Ausfüh-

rungen zu den einzelnen Risikokategorien 

bereits berücksichtigt.

Die makroökonomische Entwicklung wird im 

Risikomanagement beobachtet und, falls er-

forderlich, werden notwendige Maßnahmen 

abgeleitet.
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Chancen der künftigen 
Entwicklung

Die Gemeinsame Versorgungskasse für Pfar-

rer und Kirchenbeamte arbeitet seit 1998 in 

einer Organisationsgemeinschaft mit der 

Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rhein-

land-Westfalen (KZVK) am Standort Dort-

mund zusammen. Alle gleichartigen Aufga-

ben werden gemeinsam wahrgenommen. 

Neben den administrativen und steuernden 

Aufgaben gilt dies insbesondere für den 

Bereich der Kapitalanlagen. Nur die bei-

trags- und leistungsbezogenen Abteilungen 

(Versicherte/Beteiligte sowie Rente bei der 

KZVK, Versorgung/Beiträge sowie Beihilfe 

bei der VKPB) sind aufgrund der unterschied-

lichen Anforderungen der Beamten- bzw.  

Zusatzversorgung weitgehend eigenständig. 

Die Organisationsgemeinschaft mit der KZVK 

bietet in vielen Bereichen spürbare Synergie-

effekte.

Mit der Umsetzung der Digitalisierungsstra-

tegie werden zentrale Unternehmensziele 

wie Prozess- und Kosteneffizienz unterstützt, 

es wird dem Fachkräftemangel begegnet und 

modernes Arbeiten ermöglicht.

Gemeinsam haben die Kassen mittlerweile 

ein Kapitalanlagevolumen auf Zeitwertbasis 

von 20 Mrd. € erreicht, woraus sich Chancen 

im Wettbewerb um ertragreiche Anlagemög-

lichkeiten ergeben. 

Das aktuelle Zinsniveau verbessert die lang-

fristigen Ertragsaussichten der Kassen. Nach 

Jahren der Nullverzinsung bieten Festzinsan-

lagen seit drei Jahren wieder Zinskupons um 

3 %. Es wird erwartet, dass sich nach einer 

Stabilisierung der Zinsen auf diesem höheren 

Niveau das Renditepotenzial von Neuanlagen 

auch bei anderen Anlagen mittelfristig er-

höht. Diese Entwicklung dürfte die Ertrags-

kraft der Kasse und ihr Geschäftsmodell lang-

fristig stärken.

Die langfristig planbaren Zahlungsströme 

der Kasse geben Sicherheit, dass die Versi-

cherungsleistungen auch bei kurz- und mit-

telfristigen Wertpapierschwankungen ohne 

einschneidende Maßnahmen erbracht wer-

den können. Das ermöglicht, in ein chancen-

orientiertes Anlageportfolio zu investieren. 

Bedeutsam ist der langfristige Ertrag. Mit 

einer konsequenten, realwertbasierten Di-

versifizierung der Anlagen über verschiedene 

Vermögensklassen und geographische Re-

gionen hinweg wird die Chance gewahrt, die 

Landeskirchen durch überdurchschnittliche 

Vermögenserträge zu entlasten.

 

Durch die freiwilligen und zusätzlichen  

Versorgungssicherungsbeiträge der Landes-

kirchen wurde der Weg hin zu einer vollstän-

digen Kapitaldeckung der Versorgungszusa-

gen in den letzten Jahren deutlich schneller 

begangen als ursprünglich erwartet. Sollte 

diese Möglichkeit der zusätzlichen Beiträge 

weiterhin erhalten bleiben, können diese ge-

mäß einer neuen Priorisierung der Landeskir-

chen auch zum Aufbau einer kapitalgedeck-

ten Finanzierung der Beihilfen beitragen.
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Prognosebericht 

Wir gehen davon aus, dass die Prognosen 

für das Jahr 2026 die zugrunde liegende Ent-

wicklung der Kasse realistisch darstellen. 

Gleichwohl bleibt das gesamtwirtschaftliche  

Umfeld von erheblicher Unsicherheit geprägt. 

Die globale Konjunktur zeigt zwar eine ge-

wisse Resilienz, wird jedoch weiterhin durch 

Handelskonflikte, strukturelle Spannungen 

und geopolitische Risiken und Spannungen 

belastet. Internationale Handelsbeziehungen 

stehen zunehmend unter Druck, insbesondere 

durch die fortgesetzte Deglobalisierung sowie 

die US-amerikanische Tarif- und Handelspoli-

tik. Die nachstehend prognostizierten Entwick-

lungen stehen demzufolge unter entsprechen-

dem Vorbehalt.

Rückblick Prognose 2025

Im Wesentlichen sind die im Geschäftsbe-

richt 2024 dargestellten Prognosen für das 

Jahr 2025 eingetreten. Die positive Entwick-

lung der Aktienmärkte wurde für möglich 

gehalten, die Schwäche des Dollars wurde 

unterschätzt. Das Enttäuschungspotenzial 

ist ausgeblieben. Die Rechnungszinsen wur-

den überschritten, es konnten Reserven ge-

stärkt werden.

Entwicklung der Gesamtwirtschaft  
und der Kapitalmärkte

Konjunktur im Jahr 2026

Für das Jahr 2026 prognostiziert der IWF 

eine Fortsetzung des globalen Wirtschafts-

wachstums. Dieses wird sowohl in den USA 

als auch in Europa zunehmend durch expan-

sive fiskalpolitische Maßnahmen unterstützt. 

Für die USA wird ein Wirtschaftswachstum 

von rund 2 Prozentpunkten, für Deutschland 

von unter 1 Prozentpunkt erwartet. Gleich-

zeitig zeigt sich in beiden Volkswirtschaften 

eine Abschwächung der Arbeitsmarktdyna-

mik. In China wird für 2026 ein Rückgang des  

Wirtschaftswachstums auf 4 Prozentpunkte 

erwartet, wodurch die Rolle des Landes als 

globaler Wachstumstreiber weiter abnehmen 

dürfte.

Rentenmärkte im Jahr 2026

Angesichts unveränderter Inflationserwar-

tungen in Europa dürfte die EZB die Leitzin-

sen 2026 tendenziell unverändert lassen. 

Entsprechend wird für den europäischen Ren-

tenmarkt eine Seitwärtsbewegung erwartet. 

Dabei stellt die zunehmende Staatsverschul-

dung und politische Fragmentierung Europas 

weiterhin ein Risiko für steigende Zinsen am 

langen Ende der Zinskurve dar. In den USA 

besteht angesichts erhöhter Inflationsraten, 

steigender Staatsverschuldung und zuneh-

menden politischen Drucks auf die FED das 

Risiko steigender Risikoaufschläge. Unterneh-

mensanleihen bieten bei sehr engen Risiko-

aufschlägen kaum mehr Puffer für Bonitäts-

verschlechterungen und/oder Zinsanstiege.

Aktienmärkte im Jahr 2026

Die internationalen Aktienmärkte haben 

sich im abgelaufenen Jahr gestützt durch 

den KI-Boom erneut verteuert. Während  

US-Aktien auf Basis des Kurs-Gewinn-Verhält-

nisses weitgehend unverändert auf einem 

bereits hohen Bewertungsniveau notieren, 

haben sich die übrigen Aktienmärkte deutlich 

verteuert. Vor diesem Hintergrund scheinen 

die langfristigen Ertragserwartungen ins-

gesamt, vorwiegend infolge zunehmender  

Risiken für rückläufige Bewertungsniveaus 

bei US-Aktien, unter dem Trend der letzten 

Jahre zu liegen.
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Ausblick auf die Entwicklung der Kasse

Für Prognosen von Kapitalmarktrenditen greift 

die Kasse auf Studien zu langfristig beobachte-

ten Risikoprämien zurück. Zur Beurteilung von 

Wertschwankungsrisiken werden am Markt 

verfügbare Statistikpakete verwendet, die 

auf historische Wertschwankungen und die 

Wechselwirkungen zwischen verschiedenen 

Anlagen aufbauen. Zudem werden Prognosen 

durch gezielte Szenarien ergänzt.

Versorgungsgeschäft

Für die Anzahl der angemeldeten Personen 

erwarten wir im Geschäftsjahr 2026 über-

einstimmend mit der Personalpolitik der  

Landeskirchen einen weiteren kontinuierli-

chen Rückgang. 

Die personenbezogenen Beiträge sind in  

Folge der Tarifverhandlungen in 2025 an-

gestiegen und werden auch in 2026 weiter  

ansteigen. Der Anstieg wird allerdings wegen 

der Abnahme der aktiven Beschäftigungsver-

hältnisse geringer als der des allgemeinen 

Besoldungsniveaus ausfallen. Mit der Einfüh-

rung des Gesamtsicherungsbeitrags seit dem 

1. Januar 2023 soll ein Referenzdeckungsgrad 

von mindestens 70 % für die Versorgungsver-

pflichtungen gehalten werden. Der danach 

verbleibende Gesamtsicherungsbeitrag wird 

der Beihilfesicherung zugeführt. Aufgrund 

der Inflation, der sich anschließenden Lohn-

erhöhung und damit Erhöhung der Versor-

gungslast verschiebt sich die Finanzierung 

der Beihilfesicherung nach hinten. 

Die im Gesamtbeitrag enthaltene beihilfebe-

zogene Beitragskomponente beträgt für 2025 

25,0 %.

Die Anzahl der Versorgungsfälle und in deren 

Folge auch die Aufwendungen für Versor-

gungsleistungen werden wie in den letzten 

Jahren weiter anwachsen. Dies gilt gleicher-

maßen für die Beihilfeausgaben, wobei hier 

steigende Gesundheits- und Pflegekosten ei-

nen zusätzlichen Aufwandstreiber darstellen.

Vermögensentwicklung

Vor dem Hintergrund der weltweiten Ver-

unsicherung ist nur mit einem moderaten 

fiskalpolitisch gestützten konjunkturellen 

Aufschwung zu rechnen. Es werden aufgrund 

der Verschärfung des Handelskrieges, geopo-

litischer Unsicherheit sowie des vorhandenen 

Enttäuschungspotenzials an den Märkten 

deutliche Risiken gesehen, die Wertverluste 

im Jahr 2026 mit einem negativen Einfluss 

auf das Jahresergebnis zur Folge haben kön-

nen.

Aufgrund des deutlich höheren Zinsniveaus 

wird es allerdings leichter sein, ein Absinken 

der laufenden Verzinsung zu verhindern. 

Die Erwartung, mit der strategischen Kapital-

anlagestruktur und der damit verbundenen 

Investition in mehr Realwerte für 2026 eine 

Nettoverzinsung zu realisieren, die den Rech-

nungszins von 3,75 % erreicht, ist zwar realis-

tisch, aber auch von Unsicherheit geprägt. Die 

Chance, diesen Wert übertreffen zu können 

wird höher als das Risiko einer Unterschrei-

tung eingeschätzt. Eine Anpassung der An-

lagestrategie wird daher nicht vorgenommen.

Die Kasse als langfristig orientierter Investor 

wird auch im Falle einer negativen Kapital-

marktentwicklung an ihrer ertrags- und  

risikoorientierten Kapitalanlage festhalten, 

weil keine Notwendigkeit zur Veräußerung 

von vorübergehend wertgeminderten Assets  

besteht.
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Nachhaltigkeit

Wenn ein Jahr beginnt, sind viele Entwicklun-

gen erst leise erkennbar: neue Datenpunkte 

im Reporting, kleine Anpassungen in Prozes-

sen, ein einzelnes Ereignis in einem Portfolio, 

das genauer beobachtet werden muss. 2025 

war für die VKPB ein Jahr, in dem sich genau 

aus solchen Signalen ein klares Bild ergeben 

hat: Nachhaltigkeit in der Kapitalanlage wur-

de weiterhin konsequent entlang definierter 

Kriterien gesteuert – und zugleich stärker als 

zuvor in einen Kontext gestellt, der von dyna-

mischen Märkten und steigenden Anforde-

rungen an Transparenz geprägt ist.

Im Zentrum stand dabei die Weiterentwick-

lung der Steuerungs- und Berichtsfähig-

keit. So wurden bestehende Verfahren zur 

Einhaltung ethisch-nachhaltiger Anforde-

rungen weiter präzisiert und systematisch 

angewandt, um Hinweise auf mögliche Ab-

weichungen von internationalen Standards 

frühzeitig zu erkennen und strukturiert ein-

ordnen zu können. 

2025 zeigte deutlich, wie stark die Dynamik 

an den Kapitalmärkten Nachhaltigkeits-

kennzahlen beeinflussen kann – auch ohne 

grundlegende Veränderung von Steuerungs-

prinzipien. Deshalb wurden auch Entschei-

dungs- und Abstimmungswege zwischen 

internen Gremien und externen Mandaten 

weiterentwickelt. Ziel war es insgesamt, die 

Umsetzung von Nachhaltigkeitsanforderun-

gen in der Breite der Kapitalanlagen nachvoll-

ziehbar, konsistent und operativ verlässlich 

zu gestalten – von Umweltmanagement bis 

Kapitalanlage.

Internes Umweltmanagementsystem

Auch im Alltag setzen wir Nachhaltigkeit 

konkret um – in kleinen Routinen genauso 

wie in strukturierten Entscheidungen. Unser 

direkter Einfluss wird über ein internes Um-

weltmanagementsystem gesteuert, das am 

europäischen EMAS-Rahmen ausgerichtet ist 

und jährlich nach den Kriterien des Grünen 

Hahns zertifiziert wird. Im Berichtsjahr hat 

das Umweltmanagementteam die EMAS- 

und Grüner-Hahn-Systematik konsequent 

fortgeführt und die wesentlichen Umweltas-

pekte – insbesondere Energie, Abfall, Verkehr 

und Kommunikation – erneut geschärft, um 

die Steuerung noch zielgerichteter auszu-

richten. Im Bereich Mobilität wurden Maß-

nahmen zur Förderung klimafreundlicher 

Pendel- und Dienstwege weiterentwickelt, 

etwa durch Fahrrad- und Mitfahrangebote. 

Auch im Gebäudebereich laufen Schritte zur 

Energieoptimierung, darunter zusätzliche 

Dämmmaßnahmen und Heizungsüberprü-

fung – Themen, die in den kommenden Jah-

ren weiter umgesetzt und vertieft werden.

Selbstverpflichtung

Unsere Selbstverpflichtung zur Nachhaltig-

keit ist in der Satzung der VKPB verankert 

und prägt den gesamten Anlageansatz. Die 

Umsetzung ist in verbindlichen Verfahrens-

anweisungen beschrieben und zielt darauf 

ab, ESG-Risiken (Umwelt, Soziales, Unterneh-

mensführung) zu minimieren und unserer 

Verantwortung für die uns anvertrauten Gel-

der gerecht zu werden. 

Analyse von Nachhaltigkeitsrisiken

Die Anforderungen an Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung und -transparenz bleiben im 

Fluss und machen deutlich, dass Nachhal-

tigkeitsmanagement zunehmend auch ein 

»Übersetzungsauftrag« ist – von Werten und 

REG.NO. DE-118-00045
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Regulierung in konkrete Datenanforderun-

gen, von Daten in Steuerungsimpulse und 

von Steuerung in verständliche Berichte. Die 

Darstellung und Analyse von Nachhaltigkeits-

themen und -risiken ist daher fester Bestand-

teil unseres Berichtswesens und wird regel-

mäßig an den Verwaltungsrat kommuniziert.

Umweltbezogene Risiken (»E«) analysieren 

wir auf Basis von Emissionsdaten. Dazu be-

trachten wir den CO
2
-Fußabdruck unserer 

Anlagen sowie Emissionskennzahlen im Ver-

hältnis zur wirtschaftlichen Aktivität und be-

ziehen diese Informationen in Analyse und 

Berichterstattung ein; bei Immobilien berück-

sichtigen wir zusätzlich energie- und emis-

sionsbezogene Daten des Gebäudes bzw. des 

Fonds. 

Soziale Risiken (»S«) bewerten wir entlang 

zentraler Themen wie Arbeitsbedingungen, 

Menschenrechte, Vielfalt und dem Umgang 

mit betroffenen Anspruchsgruppen. Wir  

prüfen, inwieweit Unternehmen geeignete 

Verfahren zur Vermeidung und Bearbeitung 

von Risiken – etwa in Lieferketten – eingerich-

tet haben und nutzen ergänzend den Aus-

tausch, um Nachvollziehbarkeit und belast-

bare Umsetzung einzufordern. 

Im Bereich der Governance (»G«) betrachten 

wir insbesondere die Qualität der Unterneh-

mensführung und interner Kontrollsysteme. 

Schwerpunkte sind Transparenz, Integrität, 

die Unabhängigkeit von Aufsichtsgremien, 

Vergütungsstrukturen sowie der Umgang mit 

Korruptions- und Compliance-Risiken. 

Für unsere liquiden Anlagen – wie Aktien,  

Anleihen und Fonds – nutzen wir umfang-

reiche Daten externer Anbieter, um sowohl 

die genannten ESG-Dimensionen als auch 

unsere Ausschlusskriterien systematisch zu 

prüfen. Ein Instrument ist das MSCI ESG-Ra-

ting, das bewertet, wie gut ein Unternehmen 

mit materiellen ESG-Risiken umgeht (Skala 

AAA – CCC) . Im Durchschnitt weisen unsere 

messbaren Kapitalanlagen ein Rating von A 

auf; das entspricht einem durchschnittlichen 

ESG-Risikoprofil und ist zum Vorjahr unverän-

dert.

Ausschlusskriterien

Unsere Anlageentscheidungen basieren auf 

den Ausschlusskriterien des EKD-Leitfadens 

und gelten assetklassenübergreifend. Auf Un-

ternehmensebene schließen wir Emittenten 

aus, wenn sie mehr als 5 % ihres Umsatzes 

in definierten Geschäftsfeldern erzielen 

oder gegen anerkannte internationale Stan-

dards (u. a. UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 

und Menschenrechte, UN Global Compact, 

OECD-Leitsätze) verstoßen. Auf staatlicher 

Ebene meiden wir Länder, die grundlegende 

menschenrechtliche und rechtsstaatliche 

Mindeststandards nicht erfüllen oder gravie-

rende Defizite bei Korruptionsbekämpfung, 

Geldwäscheprävention sowie der Einhaltung 

zentraler Klima-Verpflichtungen aufweisen. 

Für illiquide und alternative Investments ver-

wenden wir, neben den Ausschlüssen, ein 

internes Rating-System, das verschiedene 

Kriterien berücksichtigt. Dabei fließen so-

wohl unsere Ausschlusskriterien als auch der 

Nachhaltigkeitsansatz des externen Mana-

gers in die Bewertung ein. Intern verwaltetes 

Vermögen berücksichtigt unsere Ausschluss-

kriterien vollständig. Im Falle von extern ver-

gebenen Mandaten behalten wir uns eine 

mögliche Verstoßquote von 10 % vor, um eine 

praktikable und kosteneffiziente Mandats-

struktur ohne durchgängig individualisierte 

Benchmarks sicherzustellen. Der kontinuier-

liche Dialog mit unseren internen und exter-

nen Managern, auch über mögliche Nach-

haltigkeitsverstöße, kann zu Anpassungen 

in der Portfoliostruktur führen. Differenzen 

werden systematisch erfasst, kontrolliert und 

begrenzt.

Zum 31. Dezember 2025 wurden alle Werte 

des Wertpapier-Direktbestandes und der 

Wertpapier-Sondervermögen einem Nach-

haltigkeitsscreening unterzogen. Zu die-

sem Stichtag beträgt die Quote der als  

nicht-filterkonform erkannten Wertpapiere 

3,9 % (VJ: 4,1 %). Diese Reduktion ist u. a. auf 

Veränderungen in der Portfoliostruktur und 

Veränderungen der Marktwerte einzelner  

Assets zurückzuführen. 
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Extern verwaltetes Vermögen

In einzelnen Anlagebereichen arbeiten wir 

mit externen Vermögensverwaltern zusam-

men. Solche Mandate bündeln häufig mehre-

re Anleger unter einer gemeinsamen Strategie 

– entsprechend unterscheiden sich die Nach-

haltigkeitsanforderungen im Detail. Für uns 

ist deshalb entscheidend, bereits bei der Aus-

wahl sicherzustellen, dass Ansatz und Um-

setzung des Managers zu unseren Vorgaben 

passen. Wir prüfen dafür u. a. die Verankerung 

von Nachhaltigkeit im Investmentprozess, die 

Qualität von Daten und Berichterstattung so-

wie vorhandene Standards und Nachweise  

(z. B. PRI-Unterzeichnung, Zertifizierungen). 

Die Einhaltung der vereinbarten Kriterien wird 

laufend überwacht; Abweichungen werden 

dokumentiert, begrenzt und im regelmäßigen 

Austausch mit dem Manager adressiert.

Initiativen & Mitgliedschaften

Die Kassen wirken finanziell und inhaltlich 

im Arbeitskreis Kirchlicher Investoren (AKI)  

unter dem Dach der Evangelischen Kirche 

Deutschlands (EKD) mit. Dort werden syste-

matisch die ethischen Zielsetzungen der Ka-

pitalanlage konkretisiert, festgelegt und lau-

fend aktualisiert. Die Ergebnisse dieser Arbeit, 

die für unser Anlagenmanagement maßgeb-

lich sind, stehen in dem von der EKD bereits in 

fünfter Auflage herausgegebenen »Leitfaden 

für ethisch nachhaltige Geldanlagen« öffent-

lich zur Verfügung.

Auch eine Mitgliedschaft im FNG Forum 

Nachhaltige Geldanlagen e. V. besteht für  

beide Kassen.

Engagement

Engagement beginnt für uns dort, wo Zah-

len allein nicht ausreichen: im Gespräch mit 

Unternehmen über Erwartungen, Verantwor-

tung und konkrete Verbesserungen. Dabei 

setzen wir gezielt übergeordnete Themen, die 

über wirtschaftliche Interessen hinausgehen, 

insbesondere mit einem starken Fokus auf 

Menschen- und Arbeitsrechte. Als aktives Mit-

glied im Arbeitskreis Kirchlicher Investoren 

(AKI) bringen wir uns in gemeinsame Enga-

gement-Aktivitäten ein und setzen dabei ge-

zielte Akzente, etwa bei menschenrechtlichen 

Sorgfaltspflichten, bei der Weiterentwicklung 

hin zu Kreislaufwirtschaft sowie bei klaren 

Erwartungen an besonders sensible Rohstoff-

aktivitäten.

Ergänzend kooperieren wir mit einem En-

gagementdienstleister insbesondere dort, 

wo Reichweite und Kontinuität besonders 

wichtig sind. EOS (Federated Hermes) führt 

Gespräche mit einer großen Zahl von Unter-

nehmen in unserem Anlageuniversum und 

verfolgt die Entwicklungen sowie Fortschritte 

über mehrere Jahre. Im Mittelpunkt stehen 

klar priorisierte Themen – von wirksamer Un-

ternehmensführung über Klimawandel bis 

hin zu Menschen- und Arbeitsrechten sowie 

Humankapital, ergänzt u. a. durch Biodiversi-

tät, Medienrechte und Künstliche Intelligenz. 

Ziel der Gespräche ist es, nicht nur Transpa-

renz zu erhöhen, sondern konkrete Strukturen 

im Unternehmen zu verankern: belastbare 

Richtlinien, klare Verantwortlichkeiten und 

überprüfbare Ziele.

Gerade in der Transformation hin zu einer 

kohlenstoffärmeren Wirtschaft rücken neben 

technischen Lösungen auch soziale Fragen 

in den Vordergrund. EOS adressiert deshalb 

finanzielle und gesellschaftliche Auswirkun-

gen gleichermaßen und legt einen beson-

deren Schwerpunkt auf Menschenrechte: 

Unternehmen sollen Risiken systematisch 

erkennen, Prävention nachweisen und im Be-

darfsfall wirksame Abhilfe ermöglichen. Rück-

meldungen, Fortschritte und offene Punkte 

werden fortlaufend dokumentiert und an uns 

berichtet – und fließen dann wieder in unsere 

weitere Analyse und Anlageentscheidungen 

ein. 
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Compliance

Integres, regelkonformes und ehrliches Ver-

halten ist eine wesentliche Voraussetzung für 

den Erfolg der Kasse. Es ist unabdingbar, dass 

alle Mitarbeitenden, Gremienmitglieder und 

Geschäftspartner sich in Übereinstimmung 

mit Gesetzen und internen Richtlinien verhal-

ten. Ein Compliance-Management-System ist 

ein Baustein, um das sicherzustellen.

Im Jahr 2021 hat die Kasse ein wirksames 

Compliance-Management-System (CMS) ein- 

gerichtet. Damit wurden die Rahmenbedin-

gungen geschaffen, dass Verstöße gegen 

interne und externe Regelungen vermieden 

oder erschwert und eingetretene Verstöße 

erkannt und behandelt werden. Regelkon-

formes Verhalten aller Mitarbeitenden wird  

gefördert. 

Schwerpunkt des CMS der Kasse ist derzeit 

Anti-Korruption. Darunter fasst die Kasse 

allgemein Wirtschaftskriminalität, sodass 

neben den klassischen Korruptionsdelikten  

(z. B. Bestechung) auch Risiken wie Betrug 

oder Untreue im Fokus stehen.

Ein Hinweisgebersystem für Mitarbeiten-

de und externe Dritte ist eingerichtet. Über 

dieses können Verstöße gegen Gesetze und 

Regeln der Compliance-Beauftragten oder 

dem externen Vertrauensanwalt der Kasse 

gemeldet werden, auf Wunsch auch anonym. 

Ziel des Hinweisgebersystems ist es, mittels 

verbindlicher Grundsätze und eines klar ge-

regelten Verfahrens Schaden abzuwenden. 

Zudem hilft die Erfahrung mit gemeldeten 

Regelverstößen dabei, das CMS zu verbessern 

und ähnlichen Verstößen vorzubeugen.

Die Kasse erwartet rechtmäßiges Handeln 

von allen Mitarbeitenden, Gremienmitglie-

dern, Kunden und Geschäftspartnern und för-

dert eine von Integrität, Transparenz und ver-

antwortungsvollem Handeln geprägte Kultur. 

Führungskräfte haben in Sachen Compliance 

eine Vorbildfunktion, sie sollen mit gutem 

Beispiel vorangehen und auch mit ihren Mit-

arbeitenden über Compliance-Themen spre-

chen. Das gilt in besonderem Maße für den 

Vorstand, der besonderen Wert darauf legt, 

dass Compliance von allen mit der Kasse ver-

bundenen Personen eingehalten wird.
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Bilanz zum 31. Dezember 2025

Aktivseite 31.12.2025 31.12.2024

€ €

B. Immaterielle Vermögensgegenstände 49.675,00 22.409,00

I. Entgeltlich erworbene Konzessionen,  

gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und  

Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten	 49.675,00 22.409,00

C. Kapitalanlagen 4.954.004.547,22 4.781.767.828,22

I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten  

einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken	 164.138.501,01 160.572.168,35

II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen 

und Beteiligungen	 107.654.000,00 87.214.000,00

3. Beteiligungen 107.654.000,00 87.214.000,00

III. Sonstige Kapitalanlagen 4.682.212.046,21 4.533.981.659,87

1. Aktien, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen  

und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 3.131.226.734,46 2.983.300.766,53

2. Inhaberschuldverschreibungen und andere 

festverzinsliche Wertpapiere 1.193.108.309,81 1.117.301.769,93

3. Hypotheken-, Grundschuld- 

und Rentenschuldforderungen 37.287.402,15 43.646.119,00

 4. Sonstige Ausleihungen 320.090.399,79 389.233.804,41

a) Namensschuldverschreibungen 178.500.000,00 218.000.000,00

b) Schuldscheinforderungen und Darlehen 141.590.399,79 171.233.804,41

6. Andere Kapitalanlagen 499.200,00 499.200,00

E. Forderungen 7.568.109,10 7.043.202,84

I. Forderungen aus dem Versicherungsgeschäft 2.809.091,75 2.700.761,20

1. Aus Beiträgen 5.091,82 0,00

2. Aus dem Beihilfebereich 137.329,34 20.742,72

3. Sonstige Forderungen 2.666.670,59 2.680.018,48
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Aktivseite 31.12.2025 31.12.2024

€ €

IV. Sonstige Forderungen 4.759.017,35 4.342.441,64

1. Aus der Grundstücksverwaltung 4.537.635,22 4.179.163,20

2. Aus dem Darlehensbereich 423,93 833,80

3. Andere Forderungen 220.958,20 162.444,64

F. Sonstige Vermögensgegenstände 119.209.566,06 66.805.767,08

I. Sachanlagen und Vorräte 44.062,91 51.285,83

1. Sachanlagen 38.701,00 42.349,00

2. Vorräte 5.361,91 8.936,83

II. Laufende Guthaben bei Kreditinstituten,  

Schecks und Kassenbestand 100.570.333,89 49.452.118,26

III. Andere Vermögensgegenstände 18.595.169,26 17.302.362,99

G. Rechnungsabgrenzungsposten 27.899.324,39 29.371.401,40

I. Abgegrenzte Zinsen und Mieten 20.985.454,49 20.658.798,39

II. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 6.913.869,90 8.712.603,01

K. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 1.702.220.741,55 1.747.258.305,64

Summe der Aktiva 6.810.951.963,32 6.632.268.914,18

Die Gliederung der Bilanz erfolgt nach dem Formblatt der RechVersV. Positionen mit einem Wert von 0 € werden nicht dargestellt.
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Passivseite 31.12.2025 31.12.2024

€ €

E. Versicherungstechnische Rückstellungen 5.970.226.729,00 5.969.114.111,00

II. Deckungsrückstellung 5.970.226.729,00 5.969.114.111,00

G. Andere Rückstellungen 4.491.380,33 4.313.003,17

I. Rückstellungen für Pensionen und 

ähnliche Verpflichtungen 2.698.895,98 2.408.105,51

III. Sonstige Rückstellungen 1.792.484,35 1.904.897,66

I. Andere Verbindlichkeiten 836.170.657,91 658.769.222,08

I. Verbindlichkeiten aus dem Versicherungsgeschäft 828.925.143,70 651.107.201,71

1. Freiwilliger Versorgungssicherungsbeitrag 235.593.395,39 169.968.028,97

2. Beihilfesicherungsbeitrag 588.595.467,03 473.521.630,67

3. Sonstige Verbindlichkeiten Versorgung 2.466.635,40 5.188.358,28

4. Sonstige Verbindlichkeiten Beihilfe 2.269.645,88 2.429.183,79

V. Sonstige Verbindlichkeiten 7.245.514,21 7.662.020,37

1. Aus der Grundstücksverwaltung 6.765.583,74 6.709.431,25

2. Aus dem Darlehensbereich 0,00 115.073,14

3. Andere Verbindlichkeiten 479.930,47 837.515,98

Davon aus Steuern 76.843,26 67.639,21

K. Rechnungsabgrenzungsposten 63.196,08 72.577,93

Summe der Passiva 6.810.951.963,32 6.632.268.914,18
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Gewinn- und 
Verlustrechnung

2025 2024

€ €

I. Versicherungstechnische Rechnung

1. Beiträge aus dem Versorgungsgeschäft 171.824.366,90 209.805.840,06

a) Personenbezogene Beiträge 162.435.459,73 151.914.250,55

b) Erstattungen Versorgungsleistungen 9.388.907,17 5.898.969,51

c) Versorgungssicherungsbeitrag 0,00 51.992.620,00

2. Erträge aus Kapitalanlagen 249.596.059,64 193.094.693,89

a) Erträge aus Beteiligungen 5.122.326,91 3.623.964,46

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 205.537.858,82 151.802.832,41

aa) Erträge aus Grundstücken, grundstücks-

gleichen Rechten und Bauten einschließlich 

Bauten auf fremden Grundstücken 17.719.458,74 16.335.475,67

bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 187.818.400,08 135.467.356,74

c) Erträge aus Zuschreibungen 2.154.946,22 1.495.474,24

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 36.780.927,69 36.172.422,78

6. Aufwendungen für Versorgungsfälle 342.860.203,12 295.711.675,91

a) Versorgungsaufwendungen 280.659.373,65 234.972.946,17

b) Beihilfen 56.857.728,20 56.271.437,40

c) Regulierungsaufwendungen 5.343.101,27 4.467.292,34

7. Veränderung der versicherungstechnischen 

Rückstellungen 1.112.618,00 109.659.811,00

9. Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 781.159,82 670.246,25

Gewinn- und Verlustrechnung 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025
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2025 2024

€ €

10. Aufwendungen für Kapitalanlagen 18.317.117,97 16.874.598,87

a) Für die Verwaltung von Kapitalanlagen 12.575.442,89 11.806.336,74

b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen 5.739.521,08 5.068.262,13

c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 2.154,00 0,00

12. Sonstige versicherungstechnische Aufwendungen 13.981.506,21 11.780.027,77

13. Versicherungstechnisches Ergebnis 44.367.821,42 −31.795.825,85

II. Nichtversicherungstechnische Rechnung

1. Sonstige Erträge 2.587.999,46 3.053.778,65

2. Sonstige Aufwendungen 1.487.769,09 1.241.046,57

3. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 45.468.051,79 −29.983.093,77

8. Sonstige Steuern 430.487,70 604.114,75

11. Jahresfehlbetrag 45.037.564,09 −30.587.208,52

12. Verrechnung mit dem nicht durch 

Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag 45.037.564,09 −30.587.208,52

     18. Bilanzgewinn 0,00 0,00

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt nach dem Formblatt der RechVersV. Positionen mit einem Wert von  

0 € werden nicht dargestellt.
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Allgemeine Angaben und 
Erläuterungen zum Jahresabschluss

Allgemeine Angaben

Die Gliederung des Jahresabschlusses zum  

31. Dezember 2025 erfolgte entsprechend den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 

und gemäß den Formvorschriften (Formblät-

ter) der Verordnung über die Rechnungslegung 

von Versicherungsunternehmen (RechVersV).

Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden

Die Bewertungen der im Jahresabschluss 

zum 31. Dezember 2025 ausgewiesenen 

Vermögensgegenstände und Schulden er-

folgt vollständig nach handelsrechtlichen  

Vorschriften unter Berücksichtigung der für 

Versicherungsunternehmen geltenden Re-

gelungen. Das Wertaufholungsgebot gemäß  

§ 253 Abs. 5 HGB wird angewendet.

Die Kapitalanlagen sind grundsätzlich dem 

Anlagevermögen zugeordnet, da sie dem 

Geschäftsbetrieb auf Dauer dienen sollen. 

Eine Abschreibung auf den niedrigeren bei-

zulegenden Wert erfolgt daher nur bei einer 

voraussichtlich dauernden Wertminderung. 

In Einzelfällen werden bestimmte Inhaber-

schuldverschreibungen oder Investmentan-

teile im Umlaufvermögen gehalten und un-

terliegen dem strengen Niederstwertprinzip 

gemäß § 253 Abs. 4 HGB.
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Aktivseite

Bilanzposten Bewertung

B. Immaterielle Vermögensgegenstände Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermindert um die 

planmäßigen Abschreibungen bzw. niedrigerer beizulegender 

Wert (§ 341 b Abs. 1 i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB)

C. Kapitalanlagen

I. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

und Bauten einschließlich der Bauten auf  

fremden Grundstücken

Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermindert um die 

planmäßigen Abschreibungen bzw. niedrigerer beizulegen-

der Wert (§ 341 b Abs. 1 i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB)

Auf alle bebauten Grundstücke werden lineare Abschreibun-

gen über die Restnutzungsdauer vorgenommen, wobei die 

planmäßige Nutzungsdauer bei Wohnbauten 80 Jahre und 

bei Geschäftsbauten 50 Jahre beträgt. In einem Fall wird ein 

linearer Abschreibungssatz von 3,33 % angewendet.

II. Kapitalanlagen in verbundene 

Unternehmen und Beteiligungen

Anschaffungskosten bzw. niedrigerer beizulegender Wert  

(§ 341 b Abs. 1 i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB)

III. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Anteile oder Aktien an  

Investmentvermögen und andere  

nicht festverzinsliche Wertpapiere

Anschaffungskosten bzw. niedrigerer beizulegender  

Wert nach § 341 b Abs. 2 HGB i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB. 

Voraussichtlich dauerhafte Wertminderungen werden in 

Anlehnung an die im IDW RS VFA 2 sowie in der 149. und 

176. Sitzung des VFA festgelegten Kriterien bestimmt.

Für Investmentvermögen, das nicht dazu bestimmt ist, 

dem Geschäftsbetrieb dauerhaft zu dienen, gilt das 

strenge Niederstwertprinzip.

2. Inhaberschuldverschreibungen und

andere festverzinsliche Wertpapiere

Anschaffungskosten bzw. niedrigerer beizulegender  

Wert nach § 341 b Abs. 2 HGB i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB.

Bei über oder unter pari gekauften Wertpapieren wird  

das Agio bzw. Disagio linear über die Laufzeit amortisiert.

Voraussichtlich dauerhafte Wertminderungen werden  

in Anlehnung an die im IDW RS VFA 2 sowie in der 149. 

und 176. Sitzung des VFA festgelegten Kriterien bestimmt. 

Für Inhaberschuldverschreibungen, die nicht dazu 

bestimmt sind, dem Geschäftsbetrieb dauerhaft zu dienen, 

gilt das strenge Niederstwertprinzip.

3. Hypotheken-, Grundschuld- und

Rentenschuldforderungen
Nennbetrag abzüglich Tilgungen,  

Einzel- und Pauschalwertberichtigungen 

(§ 341 b Abs. 1 i. V. m. § 253 Abs. 3 HGB)
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4. Sonstige Ausleihungen Nominalbeträge abzüglich eventueller Tilgungen; 

bei erworbenen Schuldscheindarlehen Anschaffungskosten 

abzüglich der Amortisierung von Agios (§ 341 c Abs. 3 HGB); 

Namensschuldverschreibungen werden mit dem Nennwert 

gemäß § 341 c Abs. 1 HGB angesetzt. Agio- oder Disagio-

beträge werden aktivisch bzw. passivisch abgegrenzt und 

linear über die Laufzeit verteilt. 

Voraussichtlich dauerhafte Wertminderungen werden in 

Anlehnung an die im IDW RS VFA 2 sowie in der 149. und 

176. Sitzung des VFA festgelegten Kriterien bestimmt.

5. Einlagen bei Kreditinstituten Nominalbeträge (§ 253 Abs. 1 HGB)

6. Andere Kapitalanlagen Nominalbeträge (§ 253 Abs. 1 HGB)

E. Forderungen

I. Forderungen aus dem

Versicherungsgeschäft

Nominalbeträge abzüglich Wertberichtigungen 

(§ 253 Abs. 1 und 4 HGB)

IV. Sonstige Forderungen Nominalbeträge abzüglich Wertberichtigungen 

(§ 253 Abs. 1 und 4 HGB)

F. Sonstige Vermögensgegenstände

I. Sachanlagen und Vorräte Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 

um die planmäßigen Abschreibungen bzw. niedrigerer 

beizulegender Wert (§ 255 und § 341 b Abs. 1 i. V. m. § 253 

Abs. 3 HGB)

II. Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, 

Schecks und Kassenbestand Nominalbeträge (§ 253 Abs. 1 HGB)

III. Andere Vermögensgegenstände Nominalbeträge (§ 253 Abs. 1 HGB)

G. Rechnungsabgrenzungsposten

I. Abgegrenzte Zinsen und Mieten Nominalbeträge (§ 250 Abs. 1 HGB)

II. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten Nominalbeträge; Agiobeträge bei Namensschuld- 

verschreibungen werden linear über die  

Wertpapierlaufzeit amortisiert (§ 341 c Abs. 2 HGB).
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Passivseite

Bilanzposten Bewertung

E. Versicherungstechnische Rückstellungen

II. Deckungsrückstellung Bewertung nach versicherungsmathematischen 

Grundsätzen (vgl. Erläuterungen zur Bilanz)

G. Andere Rückstellungen

I. Rückstellung für Pensionen und  

ähnliche Verpflichtungen

Bewertung gemäß § 253 HGB; Anwendung der Projected 

Unit Credit-Methode unter Verwendung eines Rechnungs-

zinses von 2,06 %, Anwendung der Richttafeln 2018 G mit 

15 Jahren Generationenverschiebung und 90 % Rentner-

sterblichkeit, Berücksichtigung künftiger Gehalts- und 

Rententrends durch eine jährliche Dynamik von 2,0 % p. a. 

sowie einer Fluktuation von 1 % p. a. 

III. Sonstige Rückstellungen Bewertung nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

gemäß § 253 Abs. 1 HGB. Rückstellungen mit einer Restlauf-

zeit von mehr als einem Jahr werden gemäß den Vorschrif-

ten des § 253 Abs. 2 HGB abgezinst.

I. Andere Verbindlichkeiten Rückzahlungsbetrag (§ 253 Abs. 1 HGB)

K. Rechnungsabgrenzungsposten Nominalbeträge (§ 250 Abs. 2 HGB); Disagiobeträge auf 

Namensschuldverschreibungen werden linear über die 

Wertpapierlaufzeit amortisiert (§ 341 c Abs. 2 HGB).

Änderungen in den Bilanzierungs- 
und Bewertungsgrundlagen

Im Berichtsjahr haben sich keine wesent- 

lichen Änderungen in den Bilanzierungs- und 

Bewertungsgrundlagen ergeben.

>
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Sonstige Angaben

Die Mitarbeitenden der Kasse erhalten eine 

betriebliche Altersversorgung in Form einer 

zusätzlichen Rente auf Basis der kirchlichen 

Regelungen für die Zusatzversorgung. Dabei 

handelt es sich um eine beitragsorientier-

te Leistungszusage. Die Kasse ist zu diesem 

Zweck bei der Kirchlichen Zusatzversorgungs-

kasse Rheinland-Westfalen (KZVK) beteiligt, 

die auf Basis der eingezahlten Beiträge die zu-

gesagte Leistung erbringt. Die Höhe der Bei-

träge orientiert sich für jeden Mitarbeitenden 

an dessen zusatzversorgungspflichtigem Ent-

gelt nach den Satzungsregelungen der KZVK. 

Auf Basis dieses zusatzversorgungspflichti-

gen Entgelts ist seit dem 1. Januar 2020 ein 

Beitrag von 6,0 % zu entrichten, an dem jeder 

Arbeitnehmer einen Eigenanteil von 0,75 Pro-

zentpunkten trägt. Für das Jahr 2025 sind 

Beiträge in Höhe von 330 T€ gezahlt worden. 

Die Summe der zusatzversorgungspflichti-

gen Entgelte betrug 5.283 T€. Darüber hinaus 

wurde im Jahr 2025 ein Stärkungsbeitrag in 

Höhe von 18 T€ gezahlt.

Angaben gemäß § 285 Nr. 1 HGB

Von den Verbindlichkeiten aus dem Versiche-

rungsgeschäft weisen 588.595 T€ eine Rest-

laufzeit von mehr als 5 Jahren auf. Alle übri-

gen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit 

von bis zu einem Jahr.

Angaben gemäß § 285 Nr. 3 a und 27 HGB

Es bestehen Einzahlungsverpflichtungen aus 

den Private Equity Investments (»Commit-

ments«) in Höhe von 524.290 T€ sowie aus 

dem Immobilien-Dachfonds in Höhe von 

722.280 T€. Darüber hinaus existieren gering-

fügige sonstige finanzielle Verpflichtungen 

aus Dienstleistungsverträgen.

Angaben gemäß § 285 Nr. 7 HGB 

Bezüglich der Angaben zur durchschnittli-

chen Zahl der während des Geschäftsjahrs 

beschäftigten Arbeitnehmer wird auf den 

entsprechenden Abschnitt »Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter« im Lagebericht verwiesen.

Angaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB

Die Kasse macht von dem Wahlrecht auf 

Unterlassen der Angabe über Bezüge des Vor-

standes und dessen ehemalige Mitglieder ge-

mäß der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB 

Gebrauch.

Angaben gemäß § 285 Nr. 17 HGB

Im Berichtsjahr sind der Kasse Aufwendun-

gen für die Jahresabschlussprüfung durch den  

Abschlussprüfer Baker Tilly GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf 

in Höhe von 54 T€ entstanden.

Angaben gemäß § 285 Nr. 21 HGB

Wesentliche Geschäftsbeziehungen zu  

nahestehenden Personen bestehen ledig-

lich gegenüber der Kirchlichen Zusatzver-

sorgungskasse Rheinland-Westfalen (KZVK), 

Dortmund. Beide Kassen stehen unter der  

Leitung personenidentischer Vorstände und 

bedienen sich hinsichtlich der übergeordne-

ten Verwaltungsfunktionen der Mitarbeiten-

den, die in Personalunion für beide Kassen 

zuständig sind. Die hierfür anfallenden Ver-

waltungskosten werden zwischen beiden 

Kassen in einem angemessenen Verhältnis 

geteilt. Mit der KZVK wurden keine Geschäfte 

getätigt, die nicht zu marktüblichen Bedin-

gungen zustande gekommen sind.

	

Angaben gemäß § 52 Nr. 1 a RechVersV

Der Bilanzwert der von der Kasse im Rahmen 

ihrer Tätigkeit genutzten eigenen Grundstü-

cke und Bauten beträgt 4.284 T€.

Nachtragsbericht

Am 28. Februar 2026 begann der Iran-Krieg 

mit dem Potenzial, der Weltwirtschaft spür-

baren Schaden zuzufügen. Angesichts dieser 

Nachrichtenlage präsentiert sich der Kapi-

talmarkt nach anfänglicher Verunsicherung 

erstaunlich robust. Entsprechend sind in der 

Gesamtbetrachtung bisher keine negativen 

Einflüsse auf die Kapitalanlagen der VKPB zu 

verzeichnen.
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Erläuterungen zur Bilanz
Aktivseite

Bilanzwerte

01.01.2025 Zugänge Zuschreibungen Abgänge Abschreibungen

Bilanzwerte

31.12.2025

T€ T€ T€ T€ T€ T€

B. Immaterielle Vermögensgegenstände 22,4 49,7 0,0 0,0 22,5 49,7

I. Entgeltlich erworbene Konzessio-

nen, gewerbliche Schutzrechte  

und ähnliche Rechte und Werte 

sowie Lizenzen an solchen  

Rechten und Werten 22,4 49,7 0,0 0,0 22,5 49,7

Entwicklung der immateriellen Vermögensgegenstände im Geschäftsjahr 2025

Entwicklung der Kapitalanlagen im Geschäftsjahr 2025

Bilanzwerte

01.01.2025 Zugänge Zuschreibungen Abgänge Abschreibungen

Bilanzwerte

31.12.2025

T€ T€ T€ T€ T€ T€

C. I. Grundstücke, grundstücksgleiche 

Rechte und Bauten einschließlich 

der Bauten auf fremden Grund-

stücken 160.572,2 7.214,6 907,7 0,0 4.556,0 164.138,5

II. Kapitalanlagen in verbundenen  

Unternehmen und Beteiligungen 87.214,0 20.440,0 0,0 0,0 0,0 107.654,0

III. Sonstige Kapitalanlagen 4.533.981,7 482.392,9 1.246,6 334.279,4 1.129,8 4.682.212,0

1. Aktien, Anteile oder Aktien 

an Investmentvermögen und 

andere nicht festverzinsliche 

Wertpapiere 2.983.300,8 346.431,7 0,0 198.505,8 0,0 3.131.226,7

2. Inhaberschuldverschreibungen 

und andere festverzinsliche 

Wertpapiere 1.117.301,8 135.946,3 1.243,6 60.256,7 1.126,6 1.193.108,4

3. Hypotheken-, Grundschuld- 

und Rentenschuldforderungen 43.646,1 14,9 3,0 6.373,5 3,2 37.287,3

4. Sonstige Ausleihungen 389.233,8 0,0 0,0 69.143,4 0,0 320.090,4

a)
Namensschuld- 

verschreibungen
218.000,0 0,0 0,0 39.500,0 0,0 178.500,0

b) Schuldscheindarlehen 171.233,8 0,0 0,0 29.643,4 0,0 141.590,4

6. Andere Kapitalanlagen 499,2 0,0 0,0 0,0 0,0 499,2

Summe Kapitalanlagen 4.781.767,9 510.047,5 2.154,3 334.279,4 5.685,8 4.954.004,5

>
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Die Zeitwerte der Kapitalanlagen betragen 

zum Bewertungsstichtag für Grundstü-

cke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 

203.675 T€ und für alle anderen Kapitalanla-

gen 5.451.341 T€.

Die Kasse hält Anteile an Investmentvermö-

gen (inkl. Private Equity Fonds) mit einem Zeit-

wert von 3.859.162 T€, einem Buchwert von 

3.131.227 T€ und Bewertungsreserven von 

727.935 T€. Daraus sind Ausschüttungen in 

Höhe von 152.271 T€ vereinnahmt worden.

Angaben zum Zeitwert der Kapitalanlagen gemäß § 54–56 RechVersV

Buchwerte

31.12.2025

Zeitwerte

31.12.2025

Bewertungs-

reserven 

31.12.2025

davon positiv

31.12.2025

davon negativ

31.12.2025

T€ T€ T€ T€ T€

C. I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden 

Grundstücken 164.138,5 203.675,4 39.536,9 41.329,4 −1.792,5

II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen 

und Beteiligungen 107.654,0 150.108,3 42.454,3 42.454,3 0,0

III. Sonstige Kapitalanlagen 4.682.212,0 5.301.232,1 619.020,1 744.983,2 −125.963,1

1. Aktien, Investmentanteile und andere nicht 

festverzinsliche Wertpapiere 3.131.226,7 3.859.161,8 727.935,1 732.158,0 −4.222,9

2. Inhaberschuldverschreibungen und andere 

festverzinsliche Wertpapiere 1.193.108,3 1.088.641,7 −104.466,6 6.491,4 −110.958,0

3. Hypotheken-, Grundschuld- und  

Rentenschuldforderungen 37.287,4 36.485,7 −801,7 237,9 −1.039,6

4. Sonstige Ausleihungen 320.090,4 316.443,7 −3.646,7 6.095,9 −9.742,6

a) Namensschuldverschreibungen 178.500,0 178.719,3 219,3 4.667,6 −4.448,3

b) Schuldscheindarlehen 141.590,4 137.724,4 −3.866,0 1.428,3 −5.294,3

6. Andere Kapitalanlagen 499,2 499,2 0,0 0,0 0,0

Insgesamt 4.954.004,5 5.655.015,8 701.011,3 828.766,9 −127.755,6

>
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Die Zeitwerte wurden analog §§ 55 und 56 

RechVersV ermittelt. Die Ermittlung beruht 

auf den Börsen- oder Marktpreisen zum  

Bilanzstichtag. Für Investmentanteile werden 

die Rücknahmepreise verwendet. Sofern kei-

ne Börsen- oder Marktpreise vorhanden wa-

ren, wurden die Zeitwerte für festverzinsliche 

Anlagen auf der Grundlage laufzeitadäquater 

Swapkurven, die auf von den Depotbanken 

gelieferten Informationen beruhen, berech-

net. Dabei wurden emittenten- und wert-

papierspezifische Risiko- und Illiquiditätsauf-

schläge zusätzlich in der Zinsstrukturkurve 

berücksichtigt. Bei Hypothekendarlehen wer-

den die Risiken pro Kreditnehmer über einen 

pauschalen Zuschlag berücksichtigt. Die Zeit-

werte der Immobilien entsprechen ihren Er-

tragswerten und ergeben sich aus aktuellen 

Gutachten von internen Sachverständigen, 

die nach der Verordnung über Grundsätze 

für die Ermittlung der Verkehrswerte von 

Grundstücken ermittelt wurden. Der Zeit-

wert der Beteiligung wird als Net Asset Value  

ermittelt. Genossenschaftsanteile wurden in  

Anlehnung an das zuvor beschriebene Bewer-

tungsverfahren für festverzinsliche Anlagen, 

bei denen keine Börsen- oder Marktpreise  

vorhanden waren, bewertet.

Bewertungsreserven

Die Bewertung aller Kapitalanlagen am  

Bilanzstichtag mit dem Börsen-/Marktpreis 

oder mit dem Zeitwert ergibt als Differenz 

zum Buchwert Bewertungsreserven in Höhe 

von 701.011 T€ (VJ: 677.275 T€). Auf der 

Grundlage der jeweiligen Bilanzierungsme-

thode enthalten verschiedene Kapitalanlagen 

(festverzinsliche Wertpapiere, Hypotheken-

darlehen, drei Immobilien sowie der Immo-

bilien-Dachfonds) negative Bewertungsre-

serven in Höhe von insgesamt 127.756 T€  

(VJ: 130.894 T€).

Hinsichtlich der Wertpapiere bestehen die-

se bei Positionen hoher Bonität, die bis zur 

Fälligkeit gehalten werden. Die stille Last im 

Liegenschaftsbereich betrifft zwei in jüngerer 

Vergangenheit erworbene Immobilien sowie 

eine im Umbau befindliche Bestandsimmobi-

lie und erklärt sich zum Teil durch aktivierungs-

pflichtige Anschaffungsnebenkosten, die nicht 

in die Marktwertermittlung einfließen. Da die 

negativen Bewertungsreserven voraussichtlich 

nicht dauerhaft sind, werden diese Anlagen 

nicht auf den niedrigeren Wert abgeschrieben.

C.II. 3. Beteiligungen

Die VKPB hält 40 % der Anteile an der  

VK Immobilien- und Verwaltungsgesellschaft 

mbH, Dortmund. Zum 31. Dezember 2025  

betrug das Eigenkapital der VK Immobi-

lien- und Verwaltungsgesellschaft mbH 

278.457 T€. Für das Geschäftsjahr 2025 wur-

de ein Jahresüberschuss in Höhe von 9.307 T€ 

ausgewiesen.

>
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C. III. 1. Aktien, Anteile oder Aktien an 
Investmentvermögen und andere nicht 
festverzinsliche Wertpapiere

Der ausgewiesene Bilanzwert betrifft mit 

2.518.134 T€ Anteile an Investmentfonds 

bzw. mit 613.092 T€ Anteile an Private Equity- 

Gesellschaften.

Mit Ausnahme der Teilfonds der VKD Invest 

SICAV-SIF SCA unterliegen die Anteile an In-

vestmentvermögen hinsichtlich der Möglich-

keit ihrer täglichen Rückgabe grundsätzlich 

keinen vertraglichen Beschränkungen.

Name des  

Investmentvermögens Herkunftsstaat

Buchwerte 

31.12.2025

Zeitwerte 

31.12.2025

Bewertungs-

reserven 

31.12.2025

Ausschüttungen 

2025

T€ T€ T€ T€

Gemischte Fonds

Master VKPB Deutschland 1.796.243 2.388.918 592.674 108.606

Immobilienfonds

KVK Immobilien-Dachfonds Deutschland 564.658 560.435 −4.223 0

Private Equity Fonds

VKD Invest SICAV-SIF SCA - AI 

Global D
Luxemburg 262.984 316.808 53.824 12.838

VKD Invest SICAV-SIF SCA - PE 

Global A
Luxemburg 36.386 41.241 4.855 7.425

VKD Invest SICAV-SIF SCA - PE 

Global B
Luxemburg 185.479 222.716 37.237 15.945

VKD Invest SICAV-SIF SCA - PE 

Global C
Luxemburg 128.243 161.399 33.156 7.457

Geldmarktfonds

BlackRock ICS Euro Liquidity 

Fund Heritage T0 Irland 20.884 21.610 726 0

BlackRock ICS Euro Ultra 

Short Bond Fund Irland 56.725 60.821 4.096 0

La Francaise Trésorerie  

ISR I Fond Frankreich 79.624 85.213 5.589 0

Angaben gemäß § 285 Nr. 26 HGB

>
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F. III. Andere Vermögensgegenstände 

Es werden insbesondere vorausgezahlte  

Versicherungsleistungen in Höhe von  

17.060 T€ (VJ: 15.870 T€) ausgewiesen.

G. Rechnungsabgrenzungsposten

I. Abgegrenzte Zinsen und Mieten 

Die Bilanzposition beinhaltet zum Bilanz-

stichtag abgegrenzte Forderungen, u. a. aus 

Wertpapieren, Schuldscheindarlehen, Na-

mensschuldverschreibungen und sonstigen 

Zinsforderungen mit einem Gesamtvolumen 

von 20.985 T€ (VJ: 20.659 T€).

II. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten

Unter anderem wurden Rechnungen für  

Folgejahre in Höhe von 285 T€ (VJ: 377 T€) so-

wie Agios (abzgl. kumulierter Amortisierung) 

in Höhe von 6.629 T€ (VJ: 8.336 T€) auf über 

Nennwert erworbene Namensschuldver-

schreibungen abgegrenzt.

K. Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag

Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehl-

betrag hat sich im Berichtsjahr wie unten  

dargestellt entwickelt. Seine Aufteilung auf 

die drei Landeskirchen zum 31. Dezember 

2025 zeigt die zweite Tabelle.

T€

Nicht durch EK gedeckter Fehlbetrag zum 31.12.2024 1.747.258 

Jahresfehlbetrag 2025 45.038 

Nicht durch EK gedeckter Fehlbetrag zum 31.12.2025 1.702.221

T€

Evangelische Kirche im Rheinland 883.264 

Evangelische Kirche von Westfalen 765.958 

Lippische Landeskirche 52.999 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag nach Landeskirchen

>
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Passivseite

E. Versicherungstechnische 
Rückstellungen

I. Deckungsrückstellung

Mit einem versicherungsmathematischen 

Gutachten wurde die Deckungsrückstellung 

zum 31. Dezember 2025 in einer Höhe von 

5.970.227 T€ (VJ: 5.969.114 T€) ermittelt.

Der Rechnungszins liegt unverändert bei  

3,75 %. Als biometrische Rechnungsgrund-

lage dienen die Richttafeln 2018 G von Klaus 

Heubeck. Dabei wird der bestandsspezifisch 

festgestellten längeren Lebenserwartung 

durch eine Generationenverschiebung um  

25 Jahre Rechnung getragen. Zusätzlich wird 

die Sterblichkeit der Hinterbliebenen auf  

110 % der nach Anwendung der Genera-

tionenverschiebung maßgeblichen Werte  

erhöht.

Gegenüber der Berechnung zum  

31. Dezember 2024 ist die Deckungsrück-

stellung um 1.113 T€ angestiegen. Der  

vergleichsweise geringfügige Anstieg ist v. a. 

auf die Abmeldung der aktiven Lehrkräfte in 

Rheinland-Pfalz im Jahr 2025 zurückzufüh-

ren. Wie in jedem Jahr wurde die Rückstellung 

planmäßig durch die Zuführung aufgrund der 

rechnungsmäßigen Verzinsung sowie durch 

neue Teilwertbeträge aufgrund der Anwart-

schaften der Aktiven erhöht und durch die 

Auszahlung von Versorgungsleistungen so-

wie durch den Abgang von Versorgungsver-

pflichtungen reduziert. 

Die versicherungstechnische Rückstellung 

wurde durch Beschluss des Verwaltungsrates 

vom 11. Juli 2003 als zusätzliche Bilanzposi-

tion in den Jahresabschluss aufgenommen.

G. Andere Rückstellungen

Insgesamt wurden Rückstellungen in Höhe 

von 4.491 T€ (VJ: 4.313 T€) gebildet. Im  

Wesentlichen lagen den Rückstellungen die 

in der Tabelle am Seitenende dargestellten 

Sachverhalte zugrunde.

Darüber hinaus wurden weitere Rückstel-

lungen gebildet, deren Wert jeweils unter  

250 T€ lag.

Der Rechnungszins der Pensionsrückstel-

lungen von 2,06 % beruht auf dem durchs-

chnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 

10 Jahre. Der für die Vergleichsberechnung 

gemäß § 253 Abs. 6 HGB benötigte durchs-

chnittliche Marktzinssatz der vergange-

nen 7 Jahre beläuft sich zum gleichen Zeit-

punkt auf 2,22 %. Der Unterschiedsbetrag 

zwischen dem Ansatz der Rückstellungen 

nach Maßgabe des sieben- und des zehn-

jährigen Durchschnittszinssatzes beträgt  

62 T€.

Wesentliche andere Rückstellungen 2025 2024

T€ T€

Pensionen 2.699 2.408

Altersteilzeit 790 1.036

Mehrarbeit 354 237

Bereich Liegenschaften 40 117 >
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I. Andere Verbindlichkeiten

I. Verbindlichkeiten aus dem  

Versicherungsgeschäft 

Die Bilanzposition betrifft im Wesentlichen 

Verbindlichkeiten aus dem Freiwilligen Versor-

gungssicherungsbeitrag sowie aus dem Bei-

hilfesicherungsbeitrag. Diese setzen sich wie  

unten dargestellt zusammen.

K. Rechnungsabgrenzsposten

Die Bilanzposition betrifft mit 46 T€  

(VJ: 51 T€) erhaltene Mietvorauszahlungen 

sowie mit 18 T€ (VJ: 22 T€) Disagios abzgl. ku-

mulierter Amortisierung aus unter Nennwert 

erworbenen Namensschuldverschreibungen.

2025 2024

T€ T€

Freiwilliger Versorgungssicherungsbeitrag

Evangelische Kirche im Rheinland 107.070 68.635

Evangelische Kirche von Westfalen 128.495 101.305

Lippische Landeskirche 28 28

235.593 169.968

Beihilfesicherungsbeitrag

Evangelische Kirche im Rheinland 354.191 302.337

Evangelische Kirche von Westfalen 219.320 160.580

Lippische Landeskirche 11.701 7.515

Beihilfesicherungsfonds 3.383 3.090

588.595 473.522
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Erläuterungen zur Gewinn- 
und Verlustrechnung

Zu I. Versicherungstechnische  
Rechnung

1. Beiträge aus dem 
Versorgungsgeschäft

a) Personenbezogene Beiträge 

	 Im Rahmen des personenbezogenen  

Beitragssystems haben sich Beiträge in 

Höhe von insgesamt 162.435 T€ ergeben. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist das Einnahme-

volumen damit um 10.521 T€ gestiegen.

b) Erstattung Versorgungsleistungen

	 Erhält eine Landeskirche für Versorgungs-

empfänger Versorgungsleistungen von 

Dritten, so sind diese an die Kasse abzu-

führen, soweit aus deren Mitteln Versor-

gungsleistungen an die betroffenen Versor-

gungsempfänger gezahlt werden. Für das 

Geschäftsjahr 2025 wurden Einnahmen in 

Höhe von 9.389 T€ (VJ: 5.899 T€) erzielt.

c) Versorgungssicherungsbeitrag

	 Der Versorgungssicherungsbeitrag dient 

der Stabilisierung der langfristigen Finan-

zierung der Versorgungslasten durch die 

Landeskirchen. Im Berichtsjahr wurde kein  

Versorgungssicherungsbeitrag vereinnahmt 

(VJ: 51.993 T€). Dies ist darauf zurückzu-

führen, dass alle drei Landeskirchen im Be-

richtsjahr ihren Gesamtsicherungsbeitrag 

gemäß § 19 Abs. 3 Satz 3 und 4 der Satzung 

in den Beihilfesicherungsbeitrag eingezahlt 

haben.

d) Zusätzlicher Versorgungssicherungsbeitrag

	 Seit dem 1. Januar 2015 können die 

Landeskirchen individuell »zusätzliche  

Versorgungssicherungsbeiträge« entrich-

ten. Aufgrund der Einführung von Gewinn-

verbänden werden diese Beiträge ab dem 

Jahr 2020 in das versicherungstechnische 

Ergebnis der jeweiligen Landeskirche ein-

bezogen, das seinerseits in einem Ver-

rechnungskonto je Landeskirche geführt 

wird. Das Verrechnungskonto verzinst sich 

jährlich nachschüssig mit der für das Ge-

schäftsjahr festgestellten Nettoverzinsung. 

Im Berichtsjahr wurden keine Einzahlungen 

geleistet.

Personenbezogene Beiträge 2025 2024

T€ T€

Rheinland 81.409 80.511

Westfalen 75.782 66.571

Lippe 5.186 4.777

UEK 59 55

Gesamt 162.435 151.914

>
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6.	 Aufwendungen für Versorgungsfälle

Die Aufwendungen für Versorgungsfäl-

le belaufen sich auf insgesamt 342.860 T€  

(VJ: 295.712 T€) und setzen sich wie folgt  

zusammen:

Hans-Rudolf von Campenhausen

Vorstand

Dr. Wolfram Gerdes

Vorstand

Aufwendungen für Versorgungsfälle 2025 2024

T€ T€

a) Versorgungsaufwendungen 280.659 234.973

b) Beihilfen 56.858 56.272

c) Regulierungsaufwendungen 5.343 4.467

Gesamt 342.860 295.712

Dortmund, 11. Mai 2026

10. Aufwendungen für Kapitalanlagen

Die Aufwendungen für Kapitalanlagen  

betragen insgesamt 18.317 T€ (VJ: 16.875 T€). 

Darin enthalten sind planmäßige Abschrei-

bungen auf Gebäude in Höhe von 3.721 T€ 

(VJ: 3.614 T€) sowie außerplanmäßige Ab-

schreibungen auf Kapitalanlagen in Höhe 

von 1.965 T€ (VJ: 1.414 T€), die mit 835 T€  

(VJ: 385 T€) auf Kapitalanlagen im Anlagever-

mögen sowie mit 1.127 T€ (VJ: 1.029 T€) auf 

Kapitalanlagen im Umlaufvermögen entfal-

len. Weitere außerplanmäßige Abschreibun-

gen betreffen kapitalanlagebezogene Forde-

rungen in Höhe von 54 T€ (VJ: 40 T€).

Zu II. Nichtversicherungstechnische 
Rechnung

2. Sonstige Aufwendungen 

Im Geschäftsjahr sind Aufwendungen aus der 

Aufzinsung von Pensionsrückstellungen in 

Höhe von 51 T€ (VJ: 46 T€) angefallen, die die 

Versorgungskasse aus Wesentlichkeitsgrün-

den nicht unter den Sonstigen Aufwendun-

gen, sondern als Bestandteil verschiedener 

Aufwandspositionen in der Versicherungs-

technischen Rechnung ausweist.

8. Sonstige Steuern

Die Sonstigen Steuern betreffen Grundsteu-

erzahlungen in Höhe von 430 T€ (VJ: 604 T€).
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Organe

Mitglieder Stellvertretung

Berufen von der Evangelischen Kirche im Rheinland

Dagmar Klüter

Dortmund

Jörg Moltrecht

Dortmund

bis 14.11.2025

1. stellv. Vorsitzender

ab 14.11.2025

Vorsitzender

Henning Boecker

Oberkirchenrat

Düsseldorf

Dr. Johann Weusmann

Vizepräsident

Düsseldorf
2. stellv. Vorsitzender

Peter Stursberg

Pfarrer

Koblenz

 

Christoph Hüther

Pfarrer

Waldalgesheim

Berufen von der Evangelischen Kirche von Westfalen

Michael Hayungs

Pfarrer

Sprockhövel

Michael Hoffmann

Pfarrer

Bottrop

Dr. Volker G. Heinke

PD Professor

Münster

Lisa Prang

Dortmund

bis 10.11.2025

Vorsitzender

Dr. Arne Kupke

Juristischer Vizepräsident

Bielefeld

 

ab 10.11.2025 

1. stellv. Vorsitzender (ab 14.11.2025)

Dr. Ralf Henning Krause

Oberkirchenrat

Bielefeld

bis 10.11.2025

Dr. Ralf Henning Krause

Oberkirchenrat

Bielefeld

ab 10.11.2025

Dr. Arne Kupke

Landeskirchenrat

Bielefeld

Berufen von der Lippischen Landeskirche

Markus Schön

Kirchenvorstand

Detmold

Petra Siekmann-Heide

Pfarrerin

Leopoldshöhe

Martin Bock

Juristischer Kirchenrat

Detmold

Nadja Betke 

Detmold

Amtsdauer vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2029

Verwaltungsrat

>
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Vorstand

Mitglieder

Dr. Wolfram Gerdes 

Dortmund

Kapitalanlagen 

und Finanzen

Hans-Rudolf von Campenhausen

Dortmund

Leistung 

und Verwaltung

Sitzungen der Organe

Im Jahr 2025 fanden vier Verwaltungsratssit-

zungen, vier gemeinsame Sitzungen mit dem 

Verwaltungsrat der Kirchlichen Zusatzversor-

gungskasse Rheinland-Westfalen und drei-

zehn Vorstandssitzungen statt.
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Bestätigungsvermerk des 
unabhängigen Abschlussprüfers

An die Gemeinsame Versorgungskasse für 

Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangelischen 

Kirche im Rheinland, der Evangelischen  

Kirche von Westfalen und der Lippischen  

Landeskirche, Anstalt des öffentlichen Rechts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Gemein-

samen Versorgungskasse für Pfarrer und 

Kirchenbeamte der Evangelischen Kirche 

im Rheinland, der Evangelischen Kirche von  

Westfalen und der Lippischen Landeskir-

che, Anstalt des öffentlichen Rechts, – be-

stehend aus der Bilanz zum 31.12.2025 

und der Gewinn- und Verlustrechnung für 

das Geschäftsjahr vom 01.01.2025 bis zum 

31.12.2025 sowie dem Anhang, einschließ-

lich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber  

hinaus haben wir den Lagebericht der  

Kasse für das Geschäftsjahr vom 01.01.2025 

bis zum 31.12.2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

+	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den analog 

angewendeten deutschen handelsrecht-

lichen Vorschriften und den ergänzenden 

Bestimmungen der Satzung und vermittelt 

unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens- und Finanz-

lage der Kasse zum 31.12.2025 sowie ihrer 

Ertragslage für das Geschäftsjahr vom  

01.01.2025 bis zum 31.12.2025 und

+	 vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-

gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Kasse. In allen wesentlichen Belan-

gen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

analog angewendeten deutschen gesetz-

lichen Vorschriften und stellt die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung  

zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 

dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen  

Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab- 

schnitt »Verantwortung des Abschlussprüfers 

für die Prüfung des Jahresabschlusses und  

des Lageberichts« unseres Bestätigungs-

vermerks weitergehend beschrieben. Wir 

sind von der Kasse unabhängig in Überein-

stimmung mit den deutschen handelsrecht- 

lichen und berufsrechtlichen Vorschriften 

und haben unsere sonstigen deutschen Be-

rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-

sung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, 

um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht  

zu dienen.

>
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Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonsti-

gen Informationen verantwortlich. Die sonsti-

gen Informationen umfassen den Geschäfts-

bericht – ohne weitergehende Querverweise

auf externe Informationen – mit Ausnahme 

des geprüften Jahresabschlusses, des geprüf-

ten Lageberichts sowie unseres Bestätigungs-

vermerks. Zu den sonstigen Informationen 

zählen neben den im Geschäftsbericht ent-

haltenen Abschnitten »Rechtliche Grund-

lagen« und »Das Geschäftsjahr 2025 auf 

einen Blick« (einschließlich der Vorworte des 

Vorstandes und des Verwaltungsrates) insbe-

sondere die Angaben zur Nachhaltigkeit, zur 

Aus- und Fortbildung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sowie zur Compliance.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum Lagebericht erstrecken sich nicht 

auf die sonstigen Informationen, und dem-

entsprechend geben wir weder ein Prüfungs-

urteil noch irgendeine andere Form von Prü-

fungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung ha-

ben wir die Verantwortung, die oben genann-

ten sonstigen Informationen zu lesen und 

dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informa-

tionen

+	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahres-

abschluss, zum Lagebericht oder zu unse-

ren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen 

aufweisen oder

+	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt 

erscheinen.

Falls wir auf der Grundlage der von uns  

durchgeführten Arbeiten zu dem Schluss  

gelangen, dass eine wesentliche falsche Dar-

stellung dieser sonstigen Informationen 

vorliegt, sind wir verpflichtet, über diese  

Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem 

Zusammenhang nichts zu berichten.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

und des Verwaltungsrates für den  

Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 

für die Aufstellung des Jahresabschlusses,  

der den analog angewendeten deutschen 

handelsrechtlichen Vorschriften und den er-

gänzenden Bestimmungen der Satzung in 

allen wesentlichen Belangen entspricht, und 

dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage der Kasse 

vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-

treter verantwortlich für die internen Kon-

trollen, die sie in Übereinstimmung mit den 

deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 

zu ermöglichen, der frei von wesentlichen fal-

schen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-

nungslegung und Vermögensschädigungen) 

oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses  

sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit der Kasse zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 

Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 

tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen.

>

66

VKPB > GESC HÄFTSB ER IC HT 2025 > AN HANG



Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die Aufstellung des Lage-

berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Kasse vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-

resabschluss in Einklang steht, den analog 

angewendeten deutschen gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chancen und Ri-

siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-

ter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Aufstellung eines La-

geberichts in Übereinstimmung mit den ana-

log angewendeten deutschen gesetzlichen 

Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussa-

gen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die 

Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Kasse zur Aufstellung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers  

für die Prüfung des Jahresabschlusses  

und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicher-

heit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen fal-

schen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der 

Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Kasse vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-

resabschluss sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den analog angewendeten deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 

an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-

fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 

falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus dolosen Handlun-

gen oder Irrtümern resultieren und werden 

als wesentlich angesehen, wenn vernünfti-

gerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 

dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 

getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtge- 

mäßes Ermessen aus und bewahren eine  

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

+	 identifizieren und beurteilen wir die Risi-

ken wesentlicher falscher Darstellungen 

im Jahresabschluss und im Lagebericht 

aufgrund von dolosen Handlungen oder 

Irrtümern, planen und führen Prüfungs-

handlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche fal-

sche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist 

höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern 

resultierende wesentliche falsche Dar-

stellung nicht aufgedeckt wird, da dolose 

Handlungen kollusives Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-

keiten, irreführende Darstellungen bzw.  

das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 

beinhalten können; 

>>
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+	 erlangen wir ein Verständnis von den für die 

Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollen und den für die Prüfung 

des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 

zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 

Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der inter-

nen Kontrollen der Kasse bzw. dieser Vor- 

kehrungen und Maßnahmen abzugeben;

+	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 

den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-

tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-

tern dargestellten geschätzten Werte und 

damit zusammenhängenden Angaben;

+	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 

Angemessenheit des von den gesetz- 

lichen Vertretern angewandten Rechnungs- 

legungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 

Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit der Kasse zur Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit auf-

werfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicher-

heit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-

stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lage-

bericht aufmerksam zu machen oder, falls 

diese Angaben unangemessen sind, unser 

jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 

der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-

nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-

gebenheiten können jedoch dazu führen, 

dass die Kasse ihre Unternehmenstätigkeit 

nicht mehr fortführen kann;

+	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und 

Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 

einschließlich der Angaben sowie ob der 

Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-

stellt, dass der Jahresabschluss unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und  

Ertragslage der Kasse vermittelt; 

+	 beurteilen wir den Einklang des Lage-

berichts mit dem Jahresabschluss, seine  

Gesetzesentsprechung und das von ihm 

vermittelte Bild von der Lage der Kasse;

+	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 

von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten zukunftsorientierten Angaben im 

Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 

wir dabei insbesondere die den zukunfts-

orientierten Angaben von den gesetzlichen 

Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-

men Annahmen nach und beurteilen die 

sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-

tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 

eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-

kunftsorientierten Angaben sowie zu den 

zugrunde liegenden Annahmen geben wir 

nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-

meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 

wesentlich von den zukunftsorientierten 

Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 

Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 

sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel 

in internen Kontrollen, die wir während unse-

rer Prüfung feststellen.

Düsseldorf, den 11. Mai 2026

Baker Tilly GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Christian Neundorf 

Wirtschaftsprüfer

Sylvia Könen 

Wirtschaftsprüferin
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